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Drittes Kapitel.

Die kirchliche Baulast im Fiirstbistum Paderborn
vom Westfilischen Frieden (1648)
bis zur Sikularisation (1803).

Erste Abteilung.

Die Vorbereitung der Kirchenbaupflicht der politischen
Gemeinde durch religions-geschichtliche Ereignisse.
Allgemeine Gesichtspunkte fiir die Regelung der Baupflicht.

§ 17.
Die koniessionelle Einheit der politischen Gemeinde.

Unter dem Bischofe Heinrich IV. (1577—1585) Herzoge von
Sachsen-Lauenburg hatte sich der Protestantismus im Firstentum
Paderborn weit ausgebreitet, war in den Stddten zur Herrschaft
gelangt und fand auf dem Lande in den vielen Adelssitzen eine
starke Stiitze.! Die Gegenbewegung setzte ernstlich ein mit der

Regierung Theodors IV. (1585—1618) von Fiirstenberg.? Sein
Ziel war nach den Grundsiitzen jener Zeit, das ganze Land einheitlich

1 Lorenz Leineweber, Die Paderborner Fiirstbischofe im Zeitalter
der Glaubenstrennung. Westf. Ztschr. 67 1T (1909), 8. 115 {f.

2 I,. Keller, Die Gegenreformation in Westfalen und am Niederrhein,
Aktenstiicke und Erliuterungen (15656—1623) I.—III. 1881—1895. Fr. von
Loher, Geschichte des Kampfes um Paderborn, 1874, Richter, Geschichte
der Stadt Paderborn I, 8. 4 ff. Derselbe, Dietrich von Fiirstenberg. Fest-
schrift zur Feier des 300jihrigen Jubiliums des Kénigl. Gymnasium Theo-
dorianum zu Paderborn. 1912, 8. 7 ff. H. V. Sauerland, Katholizismus
und Protestantismus in den norddeutschen Ditzesen Magdeburg und Paderborn
im Jahre 1607. Rém. Quartalsehrift XIV, 8. 390 ff. Joseph Schmidlin,
Die kirchlichen Zustinde in Deutsehland vor dem 30jihrigen Kriege ‘III.
1910, 8. 225 ff. — Ferner auch zum Folgenden Heinrich Friedrich Jacob-
son, Geschichte der Quellen des evangelischen Kirchenrechts der Provinzen
Rheinland und Westfalen. Kénigsberg 1844, S, 511 if.
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»um katholischen Glauben zuriickzufithren. Allerdings konnte er
erst gegen Ende seiner Regierung die darauf gerichteten Dekrete
erlassen. Ende 1612 verordnete er, ,,dal} ein jeder Stiftseingesessener,
sonderlich der Stadt Paderborn zwischen dieser Zeit und kiinftigen
Ostern sich bedenken, qualificieren und, wie frommen katholischen
Christen gebithret, alsdann seinem ordentlichen Pastor beichten
und kommunicieren und sich, wie gehorsamen Untersassen ge-

bithret. verhalten: wer aber dies nicht zu tun vermeinet,

seine Gelegenheit auf andere Wege richten solle”.! Damit

verlangte Theodor die Annahme des katholischen Bekenntnisses
oder Auswanderung. Er hielt die Verordnung allen Abdnderungs-
versuchen gegeniiber bis zu seinem Tode aufrecht und konnte auch
noch grofie Erfolge seiner Politik verzeichnen.? Bischof Ferdinand I.
(1618—1650) Herzog von Bayern, Kurfiirst von Koln, setzte das
Werk seines Vorgiingers fort. Seine Grundsitze fiir die Religions:
politik sind niedergelegt in seiner . Religions- und Kirchen-Ordnung*.?
AuBer einigen weiteren die Unterdriickung jedes andern Bekennt-
nisses bezweckenden Vorschriften? enthilt sie fiir die Durchfiithrung
des einen katholischen Glaubens unter Kap. X1 die Paragraphen:

1 Richter, Geschichte Paderborns 1I, 198; hier auch die anderen
Dekrete gegen das Halten von Konkubinen durch die Geistlichen (8. 182)
und tber die Trauung und das Begriabnis. —

2 Richter a. a. 0. 8. 200 ff.

,Auch ernstliche Befelch und Erinnerung: Wie man sich im Brauch
der Horh}u“(h(rﬁ‘l Sacramenten, auch sonsten allen Christlichen Sittligkeit
und Erbarn Christlichen Catholischen Wandels zur verhiitung deren dabey
betraweten Straffen bezeigen und verhalten soll. Gedruckt zu Paderborn.
Durch Heidericum Pontanum. Im Jahr 1626.*

4 (ap. IX, § 5 verbietet, daB .keiner, so wegen seiner Religion ver-
dichtig gehalten, nicht mit andern Catholischen zur Kirchen und Gottesdienst
gangen, der h. Sacramenten darin genossen, soll auf dem geweihten Kirchhoff
begraben' werden. ,,Endlich soll diesen Abgesonderten zur Begriabnull ke in
gemeiner Ort noch in- nnc!nluH( rhalb der Stitt Lm[l dérffern verstattet werden.®
Geliut und Begleitung wie auch Grabsteine . blieben ihm versagt. — Diese
harte Htmumnnng rim‘ Kirehenordnung, welche die Akatholiken schwer traf
und stark beeinfluBte, folgte einer @hnlichen des Bischofs Theodor. Sie blieb
in Kraft, bis die Kirchenordnung des Bischofs Hermann Werner 1686 Cap. VIII
§ 4 bestimmte: ,,Weilen der Friedensschlul den Katholischen sowohl als
Augsburgischen lxrmrvlhona Verwandten und Reformirten die gemeine Be-
griibnif} zulasset, und dafl keinem dieselbe verweigert werden muH verordnet;
AlB hat es dabey billig sein unveréinderliches Bewenden, dergestalt, dall die
verstorbene Korper des Nachmittags auf die gewshnliche Kirchhofe
unter Begleitung der Verwandten, Freunde und Nachbarn, ehrbar-
lich begraben und beygesetzet werden.” (Die Katholiken wurden vor-
mittags begraben. § 2.) Cap. XTI § 1 verbietet bei Strafe von 30—40 Tlrn.,
von denen der etwaige Denunziant 1/,, bekam, auller Landes protestantischem
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3. ,,80 ferne auch in einiger Pfarr noch Uneatholische befunden, solche
sollen die Pastorn selbiger Pfarren vor sich bescheiden, ihre Religion recht
srforschen, sie erinnern, ermahnen und nach mdéglichen Dingen zum rechten
Schaffatall bringen, Unsern Vicarium in spiritualibus daruber berichten, der
die HalBstarrigen Unserm weltlichen Magistrat denuncijre, und nach un-
verhoffter Beharrlichkeit im Irrthumb des Landes wverweisen

las:

‘ — Der § 4 versagte dem ,,Halsstarrigen** bei der Auswanderung sogar
das Geleit, wenn er keine besondere Bewilligung vom Generalvikar erhalten
hatte.

11. Glefcher gestalt soll ernstlich verbotten seyn, zum Biirger-
standt oder zum Einwohner in Unsern Statten und Dérffern
anzunehmen oder zu gestatten, der nicht von seinem Pastor und
voriger Obrigkeit Attestation und unverdidchtigen Schein seines
Gilanbens, Wandels und wolverhaltens beyden dem Pastor und
Obern vorgezeiget habe, alles bey Vermeydung willkiirlicher doeh hoher
Straff., und dif so wol von Weibespersonen als Mannern zu wverstehen.®

Die hierin ausgesprochene grundsitzliche Stellung gegeniiber
den Andersgliubigen ist von den Kiirstbischéfen im ganzen bis
zur Sakularisation beibehalten worden. Der Westféalische Friedens-
schluff hat eine Verinderung darin nicht herbeigefiihrt. Bischotf
Ferdinand II. (1661 —1683) von Fiirstenberg spricht sich dariiber
in dem Entwurfe seiner Kirchenordnung dahin aus, dall er den
Bestimmungen des Westfilischen Friedens unter Berlicksichtigung
des Normaljahres 1624 zwar stets nachkommen wolle, aber ernst-
lich dariiber wachen misse, dal} keine akatholischen Pridikanten
sich an jenen Orten, wo es der Friedensschlull nicht gestatte, auf-
hielten.! Sein Nachfolger, Bischof Hermann Werner (1683 —1704)

5

Gottesdienste beizuwohnen. § 2 befiehlt dem ,,Geist- und Weltlichen Magi-
strat** fleiBig aufzupassen, ,.damit keine unkatholische oder verdiichtige Pri.
dicanten in dieses Unser Stift einschleichen, daselbsten heimbliche Rottierung,
Winckel-Predigen, Nachtmahi oder Brodreichung halten, Ehe insegnen oder
Kinder tanffen’’. ,,Woferne aber einer hieriiber erdapfft wiirde,** sollte er ins
nichste Gefiingnis eingesetzt werden. § 5 droht ,,widerwertigen Religions-
verwandten‘ ernstliche Strafe und Landesverweisung bei Irreverenz gegeniiber
\.-LLtH'IliH{ hen Kulthandlungen an. § 6 laBt nur katholische Schulbiicher zu.

7 befiehlt Zuriickrufung der Kinder aus akatholischen Schulen. §§ 8—10
assen nur Katholiken zu kirchlichen und biirgerlichen Amtern zu.

1 TUnd ob dem zwahr zum 16. quoad exercitium religionis durch obgem,
in anno 1648 zu Minster und Osnabriick errichtetefi Instrumentum pacis
oder allgemeinen FriedenschluB ein sicherell determinirt und gewille Maal
gegeben ist, deme allem Wir unsers Orts unverbruchlich nachzukommen wie
von Zeit Unserer Regierung, also auch noch gemeint und beflissen sein; So
15t Unf iedoch der unvermuhteter bericht eingelangt, daf ein oder anderer
Unserer Religion nicht zugethaner frembder Lehrer oder Praedicant in diesem
Unserem Stifft sich zu Zeiten finden lasse, und an solchen orteren, alwo of
ihnen nach beruhrtem Instrumento pacis und darin pro Regula gesetzten
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von Wolff-Metternich zur Gracht schlof wiederholt jedes exer-
citium religionis acatholicae von seinen Landen aus. In der Kirchen-
ordnung von 1686 sagt er Kap. VII § 6:

.Weilen bishero in diesem Unserm Hochstift Paderborn keine andere,
als nur die einzig und allein seligmachende katholische Religion quoad exer-
citium tam solemne, quam privatum hergebracht, und deswegen von Unsern
Herrn Priidecessoren gegen einige, so sich das Exercitium privatum in ihren
Hiusern arrogiren wollen, verschiedene Mandata an die Beamte jedes Orts
ergangen, also lassen Wir es dabey sowohl, als auch, was desfals in Instrumento
Pacis Westphalicae verordnet nach wie vor bewenden.™

Die Beamten sollen Zuwiderhandelnde sofort dem General-
vikar anzeigen.! Auch in der Dibzesansynode 1688 erkldrte der
Bischof, daB er in seiner Diozese kein exercitium privatum acatho-
licum dulden wolle.?

Diese grundsidtzlichen Anschauungen sind praktisch
auch gehandhabt worden. Insbesondere hat der Weihbischof
und Generalvikar Johannes Pelcking (1 28. Dezember 1642) un-
ermiidlich und bisweilen unter Anwendung von Gewalt an der

Riickgewinnung des Paderborner Landes fiir den Katholizismus
gearbeitet;® sein Werk wurde durch seinen Nachfolger Bernhard
Frick (+ 31. Midrz 1655) erfolgreich fortgesetzt.? Wenn infolge
der wechselvollen Ereignisse des DreiBigjahrigen Krieges in den
Irenzbezirken des Fiirstentums und unter dem Adel auch noch

anno 1624 nicht gebiihrt noch zustehet, Actus Augustanae Confessionis, alf3
Baptismatis, Matrimonii, de Nachtmahls und dergleichen, mehrgem. all-
gemeinen Friedenschluf zuwider, auf ihre weise exerciren und verrichten
solle; alB ist zum 17. an alle und jede Unsere Archidiaconos, Pastores und
Curatos, imgleichen an Unsere Drosten, Gerichtshabere, Ambtminner, Rent-
meistere, Gogriven, Landtvogdte, Richtere und Vogdte, auch Biirgermeistere
und Rhatt in Unseren Stétten, Unser gnadigster Befelch, auf ermelte frémbde
Praedicanten ein wachendefl auge zu haben und sonderbahre acht zugeben,
sodan da sich einer oder andere deroselben finden laflen, und obbedeutete
actus exerciren sollte, dariiber stundtlich an UnB zu berichten und darauf
Unserer ferneren gnédigsten verordnung gehorsamst zugewértigen.*

1 Paderborner Landesv. I, 2561.

2 Pars 1, tit. I, 2: Ideirco exercitium acatholicum sive privatum
sive publicum, insistendo praedecessorum nostrorum vestigiis, nullatenus
tolerare volumus in hac Nostra diocesi, mandantes serio pastoribus sedulam
attentionem et wvigilantiam, ut si qui praedicantes auf ministri acatholici
irreperent et vineam domini demoliri conarentur, contra eiusmodi ope magi-
stratus secularis sibi praesto futura utantur Nobisque quamprimum denun-
cient. Paderborner Landesverordn. I, 305.

3 (.J.Rosenkranz, Die Reformation und Gegenreformation Paderborns
im 16. und 17. Jahrhundert. Westf. Ztschr. 2 (1839), 8. 113 {ff. J. Evelt, Die
Weihbischéfe von Paderborn. Paderborn 1869, 8. 69 £, ; Nachtrige 1879, 5.32 {f.

¢ Evelt, Weihbischofe 8. 103 ff.
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eine ziemliche Anzahl Protestanten im Paderborner Lande sich
fand, so setzte nun eine nachhaltige und ununterbrochene Visi-
tationstiatigkeit ein, wobel sowohl auf die Gemeinden wie auf die
einzelnen Andersgliubigen ein starker Druck ausgeiibt wurde im
Sinne des Religionsediktes des Bischofs Ferdinand I. Den Anfang
machte Bischof Theodor Adolf (1650—1661) mit seiner allgemeinen
Visitation (1654—1656);! dann folgte eine solche unter Bischof
Ferdinand II. von Fiirstenberg durch den Generalvikar Laurentius
a Dript.2 Dieser hat in seinem Speculum archidiaconale den Gang
der Visitation festgelegt. Der Visitator stellte fest, ob sich noch
Hiretiker in der Gemeinde befanden, liel ihre Namen sich ein-
reichen und fragen, ob sie zur Konversion geneigt waren. KErklarten
sie sich nicht bereit, so wurden sie nach Paderborn vor den General-
vikar zitiert.® Systematisch wurde die Einheitlichkeit des katho-
lischen Bekenntnisses durch die Archidiakone, welche schon der
Sendbriichten wegen die Visitationen regelmiBig hielten, durch-
gefithrt.4 So schirfte der Generalvikar Wydenbriick noch 1738

1 Johannes Linneborn, Der Synodalstreit (1669—1661) des Pader-
horner Bischofs Theodor Adolf von der Recke mit seinem Domkapitel. Fest-
sehrift fur v. Hertling, Kempten 1913, S. 350 ff.

2 Dariiber liegen die Berichte vor aus dem Archidiakonatsbezirke des
Dompropstes und des Generalvikars. In dem ersten Bezirke waren damals
in Blsen, Thiile, Horste, Verne, Wewer, Etteln, Dahl, Buke keine Nicht-
katholiken : in Delbriick waren 2, in Salzkotten 1 Frau, in Obern-Tudorf 1 Mann,
in Dérenhagen 1 Frau nicht katholisch. Bei Borchen ist bemerkt: omnes catho-
lici exceptis praenocbilibus in Nortborchen; Atteln: omnes catholici excepta
una, de qua tamen spes est; Schwaney: omnes catholici exceptis duobus, de
quibus est spes; Neuenbeken: omnes catholiei excepta una familia ,,beym
thurm,‘‘ ubi tamen est spes conversionis. Einige Pfarreien sind nicht genannt.
— Im Archidiakonate des Generalvikars wurden bei dieser Visitation (1680)
nur Fragen allgemeiner Natur, nach den sog. episcopalia gestellt.

8 Im Speculum heifit unter den Fragen circa ecclesiam n. 11: An
haeretici in ecclesia vel coemiterio sepeliantur ?; cirea parochianos nn. 2:
An ommnes parcchiani sui sint catholici ? 3: 8i non, quot sint acatholici et cuius
nominis ¥ — Ausg. Paderborn 175656, S. 79. 81.

4 Die Sendprotokolle enthalten fast regelmiBig entsprechende Be-
merkungen; z. B. 1728 Vp Gvfol. 41. 103 (Pémbsen); fol. 128 Driburg (Biirger-
meister und Rat sollen sich angelegentlich erkundigen, ob der Conrad Siewers
lutherische Biicher im Hause hat); fol, 151 (Vinsebeck). — 1732: Vp Gv 5
fol. 39Y Herstelle. ,,Sed cum in libro copulatorum repertum fuerit, quod
unus aut alter acatholicus in specie loachimus Schleuter ex Lemforde et
Mauritins Kiimel ex Wirgassen sit copulatus cum catholica praestito iura-
mento corporali se inter annum et diem velle suscipere religionem Romano-
catholicam, melius et tutius esse iudicatum est, ut pro futuro haec matrimonia
ante realem et actualem copulationem denunientur.*® Der Pfarrer mul} be-
richten, ob der Eid wirklich erfiillt ist. — 1733. Vp Gv 5 fol. 145 v. (Sande-
beck): fol. 231 (Altenbergen). — 1738. Vp Gv 7 fol. 41 (Dringenberg; — in
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bei seiner Vigitationsreise als Archidiakon iiberall ein, dal} kein
Akatholik zum Biirger in den Stidten angenommen werden diirfe.
Fiir Steinheim wird berichtet:

- Diesem nichst (30. August 1738) hat Rmus. d. viearius generalis sich
auf das rhaethauBl verfileget und in gegenwart biirgermeistere und rhaet
nachfolgende proponenda getahen:

1.m0, ob auch ein acatholieus, so sich hier setzen wolle, ehe und bevor
er katholisch worden, zum biirgeraydt admittirt werde ?

9.do, wie stark die judenschaft allhier seye, und ob dagegen einige gra-

vamina ?
und wurde geantwortet ad l.mum, daB sich solches wohl filegen konte; wie
dan in allerseits gegenwart unterschiedliche biirger und frawen notirt worden ;
und miieBe ein man 20, hingegen die fraw geben 10 rtlr. nebst einem leder

fewer eymer. — Es soll diesertwegen mit dem h. pastore ausfithrlich gesprochen
werden; inzwischen ist ahnwesendem magistrat bedeutet, fiir hin-
fiithro darin vorsichtig zuachten, und wennsolcher casus vorkomen
solte, demselben oder dieselbe hoflichst ad vicariatum zu ver-
welsen, '

Im Jahre 1754 war in Steinheim nur 1 Akatholik vorhanden,
der dort 30 Jahre lang bereits gewohnt hatte; gleichwohl wird dem
Rat der Stadt wieder eingeschdrft, ohne besondere Erlaubnis des
Generalvikariates keinen Akatholiken zum Biirgerrechte zuzulassen.®
— Wie allgemein die Auffassung, daB nur Katholiken in den Stadten
Biirgerrecht erwerben kénnten, noch am Ende des 18. Jahrhunderts
im Volke war, zeigt ein Fall aus der Stadt Paderborn. Hier weigerte
sich die Stadt, dem Protestanten Friedrich Boule das Biirgerrecht
zu gewihren. Der Bischof Friedrich Wilhelm von Westphalen
(1782 —1789) forderte am 30. August 1738 Biirgermeister und Rat
nachdriicklich auf, den Genannten als Biirger aufzunehmen. Die
Stadt hatte sich auf den recessus restitutorius des Bischofs Fer-
dinand von 1639 berufen. Dieser konne unter den veranderten
Zeitumstinden nicht mehr in Anwendung kommen.? ,.So haben
der Stadt alles katholisch); fol. 45Y: ,,sonst seyn in dieser gemeinheit Gott
lob keine acatholici mehr, 1741: Vp Gv 8 fol. 87V (Marienmiinster, Ort-
schaft Collerbeck: 2 Akatholiken; es wird verhandelt iiber die katholische
Erziehung der Kinder und den Ubertritt zur kathoelischen Kirche) usw.

L Vp Gv 7 fol. 114.

2 Vp Gv 9 fol. 35V: qua occasione modernis consulibus sub poena arbi-
travia inhibitum est, ne pro futuro sine speciali consensu vicariatus generalis
ad iura civica quendam acatholicum admittant.

@ ,,Nachdem wir aber gniidigst erwogen, daB die gefiihrlichen Umstiinde,
worin der Zeit die katholische Religion sowohl iiberhaupts, als auch besonders

in der Stadt Paderborn geschwebet, und welche die gebrauchte Vorsicht in
AusschlieBung anderer Religions-Verwandten von dem dasigen Biirgerrechte
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Wir kein Bedenken gefunden, demselben (Boule) die gebetene Dis-
pensation von der desfalsigen Vorschrift von erwehntem recessus
restitutorii vermoge Uns dieserhalb unstreitig zustehenden Macht
oniidigst angedeihen zu lassen, und zweifelen fortan nicht mehr,
daB ihr Unserer gnidigsten Willensmeinung zu fiigen keinen Anstand
nehmen werdet.” Der Bischof sah sich in der Erwartung getiuscht;
denn die Bauerschaften der Stadt Paderborn erklirten am 4. und
5. September 1788 einhellig, dafl sie den Boule nicht eher aufnehmen
wiirden, bis er das katholische Glaubensbekenntnis abgelegt habe.l —
Nur beim Adel hat sich ein lingerer Widerstand gegen die Mal3-
nahmen des Bischofs geltend gemacht. Verschiedentliche Versuche,
das sog. exercitium privatum durchzusetzen, wurden jedoch ent-
schieden bekimpft, so dall der Grundsatz, dali nur die Katholiken
im Fiirstentum vollberechtigt waren, bis zur Sidkularisation auch
dem Adel gegeniiber aufrechterhalten blieb.*

Die Juden standen rechtlich giinstiger als die nichtkatholischen
(*hristen. weil sie das ,,Glaidt*’. einen Geleitsbrief, erhalten konnten.
Dessen Erwerb war allerdings an allerhand Bedingungen gekniipft ;
auch muBten sich die Juden im Verkehre einige Umstédndlichkeiten
gefallen lassen.? Zuden 6ffentlichen Gemeindelasten wurden

heilsamst veranlafit haben, dermahlen nicht mehr vorhanden, und sonst auch
von einem einzigen protestantischen Biirger an sich gar kein Nachtheil fiir
die katholische Religion in einer wohl befestigsten Stadt zu besorgen, wohl
aber im Gegentheil billig zu erhoffen, dall vorged. Boule nach erhaltenden
griindlichen Unterricht von der Wahrheit der katholischen Religion sich zu
dieser zu bekennen unschwer zu bewegen seyn werde® usw. (Stadtarch. Pader-
born, Schrank I, Religionssachen.)

1 Die Kamper Bauerschaft beschloB am 4. September ,,dafi sie den
Friedrich Boule nicht ehender, bis er die Katholische Glaubensbekenntnis
abgelegt haben wiirde, zum Biirger angenommen zu werden befugt halten
kénnten, vielmehr sie wieder alles wiedrige salvo humillimo respectu prote-
stiren mit der Zuversicht, dafl sie in der vor unvordenklichen Zeiten her-
gobrachten possession, keinen Protestanten dahier zum Biirger zu haben,
geschutzet wiirden, wo ansonsten sie sich alle Rechtszustindigkeiten wvor-
behalten haben wollten®. — Die Kénigsstrafler Bauerschaft schlofl sich diesem
Proteste an, fiigte aber offenbar mit Riicksicht auf den Spott des Bischofs,
dall der ,,wohlbefestigten'‘ Stadt von dem einen Protestanten keine Gefahr
drohe, hinzu: ,sie glaubten, daf sie in der hergebrachten possession geschiitzt
zu werden um demehr verdienten, je sicherer sich in vorigen Zeiten die Landes-
herren sehr bemiiht hitten, die Protestanten aus dieser Hauptstadt zu ent-
fernen‘’, (Ebenda.)

2 Jacobson, Geschichte der Quellen d. ev. Kirchenrechts hat gerade
diesen Punkt sorgféltig verfolgt. 8. 523 ff.

3 Die ,,Paderbérnische Juden-Ordnung®, welche 1719 wihrend der
Sedisvakanz vom Domkapitel erlassen wurde, gibt die wihrend der ganzen
Periode seit demn Westfilischen Frieden bis zur Sikularisation herrschenden

Linneborn, Die kirchliche Baulast. (3
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sie wie die Katholiken herangezogen. Auch muliten sie dem
Piarrer und dem Kiister eine jihrliche Abgabe entrichten, iiber deren
Héhe meist besondere Vereinbarungen getroffen wu rden.? Gesetzmaflig
sollte die Zahl der ,,beglaideten Judenfamilien nicht iiber 125 im
Fiirstentum betragen;® indessen wurde diese Vorschrift nicht durch-
gefiihrt, so daf die Zahl der Juden in einzelnen Gemeinden erheblich
anwuchs.® Im Jahre 1803 betrug die Zahl der jiidischen Familien 4045,

rechtlichen Anschauungen gegeniiber den Juden wieder. Grundlegend ist
Kap. 1:,,Von der Juden Glaid und Zoll*. Paderborner Landes-Verordn. I,
66 ff. — Vgl. Georg Joseph Rosenkranz, Uber die fritheren Verhiltnisse
der Juden im Paderbornschen. Westf. Ztschr. 10 (1847), 8. 259 ff. Richter,
(Geschichte der Stadt Paderborn. T, 8. 137, wo Anm. 1 weitere Literatur an-
gegeben ist.

1 Landesv. II, 76.85: ,,sollen die Juden ohne Unterscheid. .. gleich denen
Christen, zu denen Contributionen und andern vorfallenden Stadts- oder
Dorfs-Lasten nach Proportion, wie die benennenden Commissarii
sie darzu anschlagen werden, allemal mit beytragen usw.* — Von
den Lindereien, welche die Juden in Piand hatten, muliten sie die ,,onera
publica davon pro rata gleich denen Christen abtragen® (3. 84).

* Kirchenordnung 1686 Cap. XIV, § 7: ,,Weilen auch die Pastores und
Seelsorgere dadurch, daf die begleidete Juden deren Christen Hiéuser bewohnen,
an den iuribus stolae, die ihnen sonsten (wann Christen darin wohneten) zu-
fallen konnten, beeintriichtiget werden; als wird allen Unsern begleideten
Juden bey willkiihriger Straf anbefohlen, dem Pfarrer nach ihrem Vermogen,
jahrlich eine Erkinntlichkeit zu geben.” (Landesverordn. I, 298.) In der
Judenordnung von 1719 war die ,,Erkénntlichkeit™ aus einem Hause fiir den
Pfarrer auf 1 Florin, fiir den Kiister auf 6 Mariengroschen festgesetzt. (Lan-
desverordn. II, 73.) — Bei der Klage gegen die Judenschaft fithrt 1734 der
Pastor in Beverungen aus, daB anderwiirts der Pastor von jeder Judenfamilie
94 (Gir., der Kiister 6 Gr. jahrlich bekd#me. Der Vorsanger erklirte: ,.es gebte
vermége alter observantz die jlidenschaft dem pastori jihrlich 8 und dem
cuester 1 Rilr.** (Vp. Gv. 6 fol. 34V ff.). — 1741 erklirt der Pastor in Dringen-
berg, daB er von den Juden ,,das Seinige® bekdme; der Kiister will von Katz
Seligmann noch einen Riickstand seit 1721 haben. (Vp. Gv. 8 fol. 59.) — Die
die inkorporierten Pfarreien pastorierenden Benediktiner in Marienmunster
gehen streng darauf, dal} ihnen die Juden die Abgaben entrichten. (Vp. Gv.
8 fol. 87 (1741),; 10 fol. 22V (1766); 11 fol. 52 (1763) usw.)

3 a. a. 0. II, 66.

¢ 1734 wurde besonders Klage gefiihrt iiber die starke Vermehrung der
Juden in Beverungen; die besten Hiuser wiirden fast von Juden bewohnt.
— 1738 wurde wieder in Beverungen und in Steinheim die Zahl der Juden
festgestellt. In Steinheim waren es noch 6 Familien, ,,gleichwohlen mit vielen
kindern‘; vor dem Brande seien es mehr gewesen, welche sich ,,aufs Land ge-
sotzt' hiitten. In der Stadt wurde ein ,,rebbe‘* unterhalten; zum Gottesdienst
kamen die Juden aus der Umgegend (Vp. Gv. 6 fol. 34 ¥; 7 fol. 70. 114). —
1741 besehwert sich der Pastor in Beverungen, dall nun schon 18 Judenfamilien
sich in der Stadt befiinden; bei seinem Amtsantritt seien es 7 gewesen. (Vp.
Gv. 8 fol. 7T7V.)

5 Theodor Kraayvanger, Die Organisation der preuBischen Justiz
und Verwaltung im Fiirstentum Paderborn 1802—1806. Paderborn 1905,
S 65. Auch die damalige preufiische Verwaltung empfand die grofie Zahb
der Juden als lastig und ,hétte die ilbé‘]‘ziihljgt\u-_I.='a,m!'li£'-n am liebsten des
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Alle Storungen religidser Gewohnheiten war den Juden streng ver-
boten, besonders das Handeln am Sonntage, Betreten der Kirchen
und Kirchhofe. Prozessionen und Krankenversehgingen duriten
sie nicht einmal zusehen.! Bei den Sendvisitationen wurden die

Ubertretungen dieser Vorschriften regelmifig*> und bisweilen mit

iiberaus harten Geldstrafen® geahndet, so dafl auch den Juden
gegeniiber die alleinige Geltung des katholischen Bekenntnisses
in den Grenzen des Paderborner Landes scharf zur Anerkennung
gebracht wurde.

Die politischen Gemeinden hatten rechtlich nur katholische
Mitglieder.

Landes verwiesen*’. Eine goldene Zeit brach fiir die Juden mit der franzosisch-
westfilischen Regierung an. W. Richter, Der Ubergang des Hochstifts
Paderborn an Preullen. Westf. Ztsehr. 6411 (1906), 5. 31 if.

! Landesverordnungen I, 295 ff. (1686).

2 7. B. Sendvisitation Nieheim 1722: ,,Jude Salomon, weil er am sontag
mit dem Rantzel ins Thor kommen: 18 gr.; Jude Gottschalk, weil am sontag
ohne Urlaub Pétte fahren lassen: 18 gr.; die Judinne Rachel, weil sie die
Brockmeiersche fiir einen Deuffel gescholten und grofien Skandal gemacht,
auch am sontag Leinenzeug aufgehenket: 30 gr. — 1724: Jude Lefiman, dald
(er) einen eisern Pott unterm Gottesdienste aufm Sonntag verkaufet: 18 gr.
Jude Rebbe senior, daB auf s. Nicolaitag, so allda als Patron ecclesiae gefeiert
wird, nach Erwitzen gangen, und allda Leute pfanden lassen wollen: 9 gr.
Solvit 9 gr., worauf es gelassen.” Pambsen (1723): Jude Benedix aus Nieheimb,
weilen auf Sonntagh in Erwitzen gehandelt und einen Hosen verkaufen wollen:
dabit 3 rtlr (!), pro iuribus 12 gr. (Vp. Gv. 3.) — In Driburg wird der Jude
Moyses (1728) in Strafe genommen, weil er ,,herausgestiirtzet, der Bischof
hitte ihm nichts zu befehlen‘‘; er diirfe am Sonntage schlachten. Obschon
er das Haus, worin er mit einem Christen unter demselben Dache zusammen-
wohnt, hat durchschlagen lassen, mufl er es ridumen (Vp. Gv. 4 fol. 122V 8q.)
usw.

8 Jude Itwig Matthias ist 1733 zu Steinheim ,an einem sonntag auf
dem Keller unter der predig gefunden und aus einem bierglall brandwein
gesoffen‘‘; er hat auch geprahlt, er habe ,,mit der Frau Drostin zum Eichholz*
getanzt und torichte Reden iiber christliche Frauen und Miidchen gefiihrt:
12 Rilr (!) und die iura (Vp. Gv. b fol. 189 V). — Liigde (1754): Jude Moyses
soll sub divinis viele bauern im Hause gehabt und den 17. Juli cel verkauft
haben: dabit 3 Rtlr. (Vp. Gv. 9 fol. 65V). — Beverungen (1755): des Juden
Simegens Mutter der procession oben aul dem finster geschawet: dabit 2 Rtlr.
et iura; Jude David Meyer auf son- und feyertag packen herumbgetragen:
dabit 2 Rtlr. et iura (Vp. Gv. 9 fol. 110. 112), — Sommersell (17566): 53 CEVUS
judaei Kumpel von Schwalenberg in die dominica eine Kuh durch Sommersel
getrieben. Loco citati erschien der Jude Heinemann von Schwalenberg und
sagte, daB der knecht vorigen ostern aullem Dienst gegangen, Ob notorie-
tatem excessus dabit 5 Rtlr. (1) et iura. Testis synodalis retulit quidem de
facta insinuatione; es hiitte sich aber der Meyr ad eludendum iudicium synodale
weggemacht. Ob notorietatem excessus dabit 10 Rtle. (1) (Vp. Gv. 10 fol. 17).
— Liigde (1756): ,,Jude Feitelmann auffem sontag fleisch verkaufet, auch auf
ein ander tag fleisch aus der stadt getragen, mithin sich mit dem Juden schul-
meister erschrecklich gezanket und geschlagen: dabit 5 Rtlr.” (Vp. Gv. 10
fol. 417.)

6*




S TR o S 5 FAETg

24 Die kirchliche Baulast bis zur Sikularisation.

& 18.
Die Pilege kirchlicher Interessen durch die Kominune.

Das Ziel. im Fiirstentum in den Stadt- und Landgemeinden
allein die katholische Konfession zu dulden, wurde bis zur Saku-
larisation um so sicherer erreicht, als die weltlichen Regierungs-
hehorden mit den geistlichen Behoérden dabei ganz ein-
heitlich wirkten. Schon bei dem ersten entschiedenen Schritte,
den Theodor von Fiirstenberg zur Riuckfithrung des Katholizismus
unternahm, bei dem ErlaB der neuen Agende 1602, wurden die
weltlichen Behorden angewiesen, zur Durchfithrung der Agende
ihre Autoritit einzusetzen.! Die Religions- und Kirchenordnung
Ferdinands von 1626 sollten zwar der Generalvikar und die Archi-
diakone im einzelnen durchfithren, aber die weltliche Beamten-
schaft sollte sogleich zur Anwendung der dufleren Gewalt auf das
Brsuchen jener bereit sein.? Das Hand-in-Hand-Arbeiten beider
Behorden blieb fiir die ganze spiatere Zeit bestehen und trat durch
die Anwesenheit der weltlichen Beamten bei den Sendgerichten
iuBerlich in die Erscheinung. Insbesondere beachtenswert ist die
[nanspruchnahme der Magistrate der Stidte fur die Regelung
der religiosen Fragen. Wenn die Stidte am Ende des Mittelalters
vorwiegend im materiellen Interesse Einflul in kirchlichen Dingen
zu gewinnen suchten, dann erweiterte sich dieses Streben in der
Reformationszeit nach der Seite hin, dafl die stadtischen Korper-

L Praefecti, magistratus, praetores aliique, gquibus id incumbit, in
his que ad eultum Deiretinendum et augendum pertinent, authori-
tatem suam, a parochis praesertim moniti interponant, ut turba otiosa
ot male feriata tempore divinorum officiorum e tabernis, e foro, e plateis
abigatur et compellatur divinis usque ad finem interesse, poena in trans-
gressores constituta, ne in hac parte infidelibus et haereticis remissiores in-
veniantur. Agenda ecclesiae Paderbornensis. Paderbornae 1602, XXXX 3V.

2 Diese ernewerte Ordnung,; auf dafl von ménniglich unverruclkt gehalten
werde, miissen unser in spiritualibus Vieariugs und sémptliche Archidiaconi,
{welchen Wir hierdurch in ihren Iuribus nicht vorzugreiffen, sondern zum
bessern Fortgang Anlafl zu geben, gnidigst gedacht seyn) fleissige in Unserm
gantzen Stifft und ein jedweder in seiner undergebenen Archidiaconalischen
Jurisdiction Obacht und auffmerckendes Aug haben, und gegen die Verbrecher
mit getroheter Straff, und anderer angesetzten unnachlissig verfahren. Zu
was end Wir aueh nicht allein Unsern weltlichen Beampten und
Obern, sondern auch Biirgermeistern, Gogreven, Landvogten,
Vogten, Richtern und Fronen ernstlieh befehlen, denselbigen in
Fllﬁn‘t’- m Fall auf ihre Ansuchung mit Exeution ohne ansehung der
Personen unterm schein als wann es eines sonderlichen Befehls

:}11(101‘5\\:0 von dannen vonnéthen hétte, beyzuspringen und zu
ihrem Intent zu verhelfen.
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schaften auch die eigentlichen religiésen Fragen in die Hand nahmen-
Sie kimpften unter Theodor von Fiirstenberg fiir die Confessio
Augustana. Als dieser Furst jedoch die Hauptstadt des Landes
mit starker Faust niedergeworfen hatte, war auch die Macht der
iibrigen Stidte gebrochen; nach Riickfithrung des katholischen
Bekenntnisses blieb aber die Idee herrschend, dals ,,Biirgermeister
and Rat® fiir den Glauben und die guten Sitten im Gemeinde-
bereiche verantwortlich seien. In dieser Autffassung stimmte die
Uberzeugung der Kommunen iiberein mit der Regierung der Furst-
bischofe. Die Kommunen haben nach auflen hin den katholischen
Charakter der Gemeinden zu dokumentieren, indem sie zur Auf-
stellung von Wegekreuzen vor den Ortschaften verpflichtet sind.?
Sie haben die Sendvroger jihrlich zu benennen.* welche ihrerseits
jeden Verstofi gegen den Glauben und die Sitten, soweit die archi-
diakonalische Gerichtsbarkeit sich erstreckt, zur Anzeige zu bringen
haben.3 Die biirgerlichen Gemeindeorgane miissen sorgen, daf
keine hiiretischen Schriften aufkommen in ihrem Bezirke ;* sie sollen
jede Storung des Kultus fernhalten, hingegen fiir die Foérderung
des Gottesdienstes eintreten, indem sie das Verweilen der Glaubigen
withrend des Gottesdienstes in den Wirtschaften und auf den Kirch-

hiéfen unterbinden.’ Fiir die angemessene Feier der Prozessionen

1 _Und dann letztens, damit auch ein Reizender wisse, ob die Orter,
die er durchreiset, katholisch oder anderer Religion seyn, vor allen Dérfern
hiesigen Unsern Stiffts, anstatt der verfallenen Kreuzern neue aufeerichtet,
oder falls sie moeh wvorhanden, selbe ausgebessert, wieder aufgerichtet und
befestiget werden.** (Landesv. I, 275 1.)

¢ Die Gemeinden werden hiufig in Strafe genommen, weil sie die Awuf-
stellung geeigneter Sendvriger unterlassen haben.

s Landesverordn. I, 223. 250, 275. 340; vgl. Speculum archidiaconale,
. ¢. p. 69 sq. — Wie sehr die hiirgerliche Gemeinde sich auch fiir die Erhaltung
der Sittlichkeit verpflichtet glaubte, zeigt die Visitation 1799 in Oesdorf.
Die 4 Vorsteher aus Oesdorf und Meerhof und die 4 alten Vorsteher dieser
_ jfichst an, daB der beym pfarrer aufgenommene geist-
liche, nemlich der nzésische emigrant Langbeng und der hauflknecht,
gleichfals ein franzose, <ich unerlaubten und unziichtigen griffen an die haull-
hilterin Andrae zu erlauben pilegten, Da sie nun als vorstehere der ge
meinheiten dafiir zu sorgen hiitten, daf das pastorathaull rein wire,
s0 wollen sie bitten, hierunter rechtliche verfiigung zu treffen.’* — Die Haus-
hilterin gibt im Verhor an, dafl sie das selbst den Vorstehern erziihlt habe.
Rie wird sogleich aus dem Dienst entlassen. (Vp. Gv. 156 fol. 47Y.)

4 Vol, auch Landesv. I, 287. 305.

¢ Die Sendvréger hatten hierauf besonders zu achten. Zahlreiche Be-
strafungen finden dieserhalb statt. Anderseits hielten die Gemeinden ihre
Gemeindeversammlungen auf den Kirchhofen ab, was ihnen untersagt wird,
z. B. Gemeinde Oeynhausen, Pfarrei Sandebeck 1754 (Vp. Gv. 9 fol. 28);

Dorfer ,zeigten diesem
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sollen sie sorgen.! Der Magistrat in Liigde macht z. B. darauf auf-
merksam, dall das Sakrament der Firmung wieder gespendet werden
mubB}.2 Wie in der Zeit der Not die Kirchen der Stadt und Gemeinde
mit ihren kostbaren Kirchengefalien aushelfen miissen, tritt die
Gemeinde ein fir die Beschaffung von Kirchengeriten, Kirchen-
gefifflen und Paramenten®. Damit Gottes Strafe die Stadt nicht
schwer trifft, miissen Biirgermeister und Rat die kirchlichen Fasten-
und Abstinenzgebote durchfithren.? Die weltlichen ,,Vorsteher und
die Gemeinde® sind es, welche um die Gewdhrung von Parochial-
rechten einkommen oder um die Erlaubnis nachsuchen., daBl in

ihrer Ortschaft ihnen ein Kapellenbau gestattet und die Abhaltung

Vinsebeck (1763): ,,Weilen hiesige vorstehere und iibrige Dorfsglieder auf dem
kirchhof zusahmen treten und daselbst unter hart geschrey und tumultuiren
ihre ortsangelegenheiten vornehmen und aullmachen, ein solches aber contra
reverentiam loei, alzo ist sotahene zusammenkunft fiir hinfiiro bey 10 g
straf verboten. (Vp. Gv. 11 fol. 68.)

1 Z. B. Liigde (1759): Festo S8.mi Corporis Christi hat magistrat und
simbtliche biurger ad postam septentrionalem das gewdhnliche Altar auf-
zurichten vernachléssigt. Referat magistratus, ob quam legalem causam
hoe ipsum neglectum; pro futuro autem sub poena arbitraria curet erigi hoo
altare. (Vp. Gv. 10 fol. 135.)

* 1773: ..d. pastor und anwesender magistratus (zu Liigde) ersuchten
gehorsamst an Thre Hochfiirstl. Gnaden zu berichten, dall seit 17 Jahren
daselbst sacramentum confirmationis nicht gespendet. (Vp. Gv. 13 fol. 72.)

In der Neustadt Warburg erhielt der ,,senatus® 1632 fiir den General-
leutnant ,.Kleiner Jakob'* 4 vergoldete Kelche, 2 silberne, 1 vergoldete Mon-
stranz, 1 vergoldetes Pacificale, 3 vergoldete Patenen, 1 vergoldete Schiissel;
1636 fiir den schwedischen General ,,Kingen 3 Kelche mit Patenen. 16566
waren die Sachen noch nicht wieder restituiert (Vp. ep. Cant. fol. 821). — 8.
untén den Abschnitt | Pertinenzien®’, wo ich Belege beibringe fir das Ein-
treten der Gemeinde fiir allerlei Kultushediirfnisse.

' 1738 hilt der Generalvikar auf dem Rathaus in Beverungen Biirger-
meister und Rat vor: ,,Weil man bey jegenwertiger visitation erfahren, dafB
viele biirger und einwohner in dieser stadt in denen son- und feyertags-nichten
bier und brantwein zu brawen, ja sogahr ahn den sambstagen fleisch elen

niec : 80 ist biirgermeister und raht nachtriicklich vor-
schweregtraafdiesestadtdadurchaufsich lahden
hite, wan dieses unwesen nicht abgeschaffet und die gebote der
kireche nicht besser gehalten wiirden.®® Geistlichkeit und Sendvréger
sollen auch scharf achtgeben, ..die darunter betrettende excessus auf Paderborn
zu schicken, umb daB diese giftige wurtzel dermahlen ausgerottet werden
moge’’. Der Stadtschreiber mufite alles zu Protokoll nehmen und Abschrift
nach Paderborn schicken (Vp. Gv. 7 fol. 70).— In Steinheim ging der General-
vikar geradeso vor. Hier sei die MiBachtung der Abstinenzgebote so groll,
dall kein Gesinde zu bekommen, wenn ihm nicht an Abstinenztagen Fleisch
gegeben werde. ,,Es wird Biirgermeistern nochmahlen wie dann auch in der
kirchen anbefohlen, . . . mit dariiber aull zu seyn, dafl diesem iibel, auf dal
gott der Herr die stadt diesertwegen nicht bestraffe, volligs vorgebogen werden
moge.”™ (Vp. Gv. T fol. 114.)

halten, waBfiu
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eigenen Gottesdienstes gewihrt wird.! Die Uberzeugung, daf} die
Gemeinde alle Lasten tragen mufl, um einen angemessenen Gottes-
dienst abhalten zu konnen, und darum einzustehen hat fir den
Unterhalt des Pfarrers und selbst, falls dieser allein die Seelsorgs-
arbeiten nicht mehr bewiltigen kann, fiir den Unterhalt von Hilfs-
seelsorgern, war lingst allgemein geworden und wird héufig aus-
gesprochen. Bei der Verschmelzung der kommunalen weltlichen
und kirchlichen Aufgaben der Gemeinde bildete sich von selbst auch

die Uberzeugung, daB die Gemeinde die kirchliche Baulast zu be-

streiten habe, falls die Einkiinfte der Kirche dazu nicht ausreichten.
Die Kirchenbaulast wurde der fiir die Schulen durchaus gleich-
gestellt. Die Gemeinden haben diese Kirchenbaupflicht hundertfach
anerkannt. Der Entwurf der Kirchenordnung Ferdinands von
Fiirstenberg gibt der (1663) geltenden Anschauung Ausdruck:
Die Kommune ist verpflichtet, fiir die Ehre Gottes und das Heil
der Seelen einzutreten; sie mufl darum auch die Kirchen, Schulen
und Wohnungen der Pfarrer bauen.? Hundert Jahre spater spricht

1 S0 kamen die Fiirstenbergischen ,,Vorsteher und Gemeine® 1644 bei
den ,,Sendherren‘‘ in Paderborn (Didzesansynode 1644) um Gewihrung der
Parochialrechte ein., Defectus, gravamina et excessus in archidiaconatu
praepositi in Bustorpf exhibiti 8. Martii 1644 in synodo dioecesana. (Generalv.
Paderborn ung. Best.) — Bei dem Abschnitt ,,Dorfkapellen™ werde ich Bei-
spiele anfithren, wie die Gemoinden fiir die Einrichtung des eigenen Gottes-
dienstes eintreten.

2 TUnd ob Uns dan zwar zum 19. unserer armen Unterthanen unver-
mdgenheit, und daB denselben groBes kostbahres bawen beschwehrlich sey,
mitleidentlich woll bekandt; demmnach iedoch die reparation der bey dem
loidigen Kriegswesen und bil dahero verderbten Kirchen, Pfarrhiiusern, und
Schulen vor allem zu Ehr und Dienst des hochsten Gottes, sodan zu trost der
bekiimmerten Gott liebenden Sehlen, nétige Lehr alter und junger, und nicht
weniger zu allgemeiner alB einef jeden wollfahrt gereicht: So hat eine iede
dieser gottlichen Ehr, trosts, lehr und wollfahrt begierige Communitét, ihr
solches werk billich desto geschwinder, willfihriger und unbeschwerlicher zu
selbst eigenem bestem und notwendigkeit angelegen sein zu laBen, und wollen
wir derowegen sowoll die Gemeinheiten, deren Burgermeister, Rhatt, Richtere
und Vorstehere, daB sie die wiedererbaw- und besserung der zerfallenen oder
verderbten Kirchen, Pfarr- und schuellhfiuser baltmoglichst vornehmen, alld
unsern vicarium in spiritualibus generalem, archidiaconos, pastores und
euratos, auch gerichtshabere, beamte und bediente, dafl sie dieses notiges
werckh mit embsigem fleif undt zuthun befiirdern, gnadigst und ernstlich
erinnert haben und annebenst Uns hiebey zu unsern underthanen aller will-
fihrigkeit in gnaden versehen; damit Wir unveranlasset pleiben mogen, auf
dero verspiirende fahrliissigkeit oder weigerung andere ernstliche mittel
an handt nehmen zu lassen.” (Arch. Generalv. Paderborn, fase. 106.)
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der Generalvikar in einer Versammlung mit der Gemeinde Hével-
hof den gleichen Grundsatz als allgemein anerkannt aus.!

Die innere Begriindung der Kirchenbaupflicht aus der Pflicht
der Gemeinde, fiir den Gottesdienst und das Seelenheil der Biirger
zu sorgen, war nun nicht lediglich eine Besonderheit des Pader-
borner Fiirstbistums. Niedner hat den Nachweis fiir die Mark
Brandenburg gefiihrt,> und in manchen andern protestantischen
Gebieten Deutschlands herrschte dieselbe Uberzeugung.? Dabei
wurden die in den protestantischen Gemeinden etwa zerstreut
wohnenden Katholiken gleichfalls fiir die kirchlichen Bauten der
Mebrheit herangezogen, und angesehene Kanonisten jener Zeit
begriindeten diese Praxis.4 Das ist auch der ausschlaggebende
Gesichtspunkt, von dem aus noch heute die Ubernahme der Kirchen-
baulast durch eine politische Gemeinde erklirt wird: da die Ge-
meinde die Befugnis hat, alles, was die Wohlfahrt des Ganzen und
des einzelnen Biirgers, die materiellen und die geistigen Interessen
ihrer Glieder férdern kann, zu unterstiitzen, so darf sie ihre Hiilfe
auch den kirchlichen Einrichtungen leihen, die zur Hebung der
Kultur gewill so wichtig sind wie Schulen, Krankenh&user. Wege-

bauten, Strallenreinigung u. dergl.?

L. 1766, 8. u.. 8. 120.

* Die Entwicklung des stidtischen Fatronats in der Mark Brandenburg,
1911, S. 23, 32 ff. 88 ff. usw.

* Vgl. die jiingsten Arbeiten wvon G. Arndt, Die kirchliche Baulast
in dem Bereich des fritheren Herzogtums Magdeburg. (8.-A. Geschichts-
Blétter f. Stadt und Land Magdeburg 1914 Heft 1.) Derselbe, Die kirchliche
Baulast im Bereich des ehemaligen Bistums-Fiirstentums Halberstadt. Ztschr.
d. Harzvereins f. Gesch. und Altert umsk. 47 (1914), S, 197 ff.. 237 ff. 8. 205
Die Riite in den Stiidten und die Gemeinden auf den Dérfern treten subsi.
diarisch ein. Derselbe, Die kirehliche Baulast im Bereich der friitheren
Grafschaft Hohenstein. Ztschr. des Harzvereins 48 (1915), 5. 28 if. Derselbe.
Die kirchliche Baulast im Stift Quedlinburg, der Reichsfreiherrschaft Schauen
und der freien Reichsstadt Nordhausen. Ztschr. des Harzvereins 48 (1915).
5. 82 ff.

! Niedner a.a. 0. 8. 108 Anm. 2. J. H. Boehme r, Ius ecclesiasticum
I11° tit. 48 § 74 (p. 1009) bemerkt zu der Satzung der Flecken- Dorff- und
Acker-Ordnung d. a. 1702 in corp. constit. Magdeburg. P. III. p. 525:,,Wann
an Kirchen und Kirch-Hoffen etwas zu bauen und zu bessern ist. soll ein
jedweder Einwohner und Unterthan jedes Orths, er sey was Religion er
wolle, mit allem Fleil dazu helfen': Hoc sine dubio ad tres religiones in
imperio approbatas referendum. eum contingere possit, ut eatholici sine pro-
priae religionis exercitio inter protestantes habitent. et hoc ipse, quod ad
aliam parochiam sacris suis dicatam non possint referri. actus parochiales
potiores in se admittere teneantur,

> Vgl. die Entscheid. des PreuB. OV, vom 25. Februar 1885 (Entsch.
Bd. 12 (1886), 8.155 ff.: Bd. 2 (1877). S. 190: 3. §. 125: Erk. d. Kompetenzger,
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§ 19.

«Kommune* und ,,Pfarreis. Auibringung der Baukosten.

Regelung der Bauausiithrung.

Die gréfite Umwilzung in der Umschreibung der Pfarreien war
durch die Griindung der Stiadte im Mittelalter herbeigefiihrt. Damals
war bel einzelnen Pfarreien das Gebiet auf die Stadtgrenzen ein-
geengt worden. Mehrere Pfarreien wies nur Paderborn auf,
so dafl diese Stadt auch in der Ausgestaltung der Beziehungen
zwischen Pfarrei und Kommunalverwaltung eine Sonderstellung

einnimmt. In Warburg bestanden zunichst die Altstadt und die Neu-

stadt als selbstéindig organisierte stidtische Gemeinwesen neben-
einander, bis 1436 die Vereinigung der beiden Stidte unter einem
tat erfolgte.! Fiir das Verhéltnis der Stadt zu den beiden Kirchen
brachte diese Vereinigung keine Anderung. Im allgemeinen waren
auch den Stadtpfarreien im 17. und 18. Jahrhundert noch Dérfer
hinzugeschlagen, und die Landpfarreien hatten zumeist mehrere
Dorfschaften in ihrem Bereiche, bisweilen zahlreiche lindliche
Gemeinden, wie Marienmiinster, Sandebeck, Delbriick.2

Die Anteilnahme der Gemeindemitglieder an der Regelung
der kirchlichen Angelegenheiten hat seit dem Mittelalter keine
Verinderung erfahren. Die Kirchengemeinde nahm durch die
Kirchenprovisoren (provisores ecclesiae) teil an der Verwaltung
des kirchlichen Vermdogens. Die Provisoren legten dem Visitator die
Kirchenrechnung vor bei der Visitation oder sandten sie dem Archi-
diakon zur Priifung ein. Sie hatten die Auftrige des Archidiakons
zur Erhaltung des kirchlichen Vermégens und die Instandhaltung
der kirchlichen Gebdude auszufithren. Damit war ihre Aufgabe
erfiillt.® Alle anderen die Pfarrkinder beriihrenden kirchlichen, ins-
vom 14, Nov. 1874 (M.-Bl. {. i. V. 1872, 8. 67) und 14. November 1873 (J.-
M.-Bl. 1873, 8. 340).

! De grote Brefi, darynne beide Stede einredich worden 1436, bei Hiiser,
Die sog. Bauersprache der Stadt Warburg. Beil. Progr. Gymn. Warburg 1903,
8. 21 ff.

# Die zu den einzelnen Pfarreien pehérigen Ortschaften werden bei den
bischoflichen und Archidiakonats-Visitationen genannt. Rine Aufzéihlung
fithrte hier zn weit; gelegentlich sind sie bei der Verteilung der Beitrige fiir
die Kirche genannt.

3 Uber die Personlichkeit, die Pflichten und die Form der Amts-
fihrung der Kirchenprovisoren handelt ausfiithrlich die Kirchenordnung
Kap. XI §§ 1—4. Landesverordn. I, 276 ff. — Das Iuramentum provisorum

templi im Speculum archidiaconale 1. e. p. 115. Die beim Send an sie zu rich-
tenden Fragen ibid., p. 82.
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besondere auch die weiteren vurmfjgcnm'(‘-{-ht]icr.h(--u Angelegenheiten,
wurden durch die Organe der biirgerlichen Gemeinde w ahrgenommen.
Die Pfarrei wird parochia genannt; die Pfarrkinder sind die pa-
rochiani, die in ihrer Gesamtheit auch als communitas, ,,Gemeinheit,
bezeichnet werden. Diese Bezeichnung trigt aber vorwiegend die
einzelne biirgerliche Gemeinde;' die in der Pfarrei vereinigten
biirgerlichen Gemeinden heilen dann communitates, Gemeinheiten.
An ihrer Spitze stehen bei Dorfgemeinden die .,Vorsteher®, bei den
Stadtgemeinden ,,Biirgermeister und Rat‘. Sie vertreten auch in
kirchlichen Dingen ihre Gemeinden, nur dal} sie speziell fir die
Aufrechterhaltung der guten Sitten m Stadt und Dorf die ,.Send-
vroger'? dem Archidiakon benennen. damit diese die ,,Exzesse’
dem Pfarrer berichten und bei den Sendgerichten als autoritative
Zeugen fungieren. Damit die Gemeinden wissen, wie weit sie fur
die materiellen Interessen der Kirchen einzutreten haben, muf}

gewahrt werden.® Regel-

ihnen Einsicht in die Kirchenrechnungen

! Nur aus dem Zusammenhang wird ersichtlich, ob mit communitas,
Gemeinheit, die gesamte Kirchengemeinde, die universitas parochianorum,
gemeint ist, oder ob von der einzelnen biirgerlichen Glemeinde die Rede ist.
Da meist mehrere communitates, Kommunen, zu der Pfarrei gehoren, kiénnen
die Zweifel dariiber, was in Frage steht, auch zumeist leicht gelost werden.
Die Piarrer fordern die Leistungen fiir die Kirche oft von den Parochianen,
von den ,,Ihrigen’; aber ihre Pfarrkinder treten ihnen hierbei nur als Glieder
der biirgerlichen Gemeinden gegeniiber.

¢ {Jher sie s. die Kirchenordnung. Landesverord. I, 223. 248. 250. 275.
297. 340. Thr Eid: Speculum archidiaconale 1. e. p. 116.

3 7. B.: Salzkotten 1679 (Vp. ep. Wern.).— Neuhaus (1726): ,.Diesem
negst haben sich die biirgermeistere beschweret, was gestalten ihnen der
h. pastor die jihrlichs abhaltende kirchen- und armenrechnung ehe und
bevor dieselben dem h. archidiacono prisentiert wiirde, nicht communicieren
wollte; weiln sie aber zu der revision mit berechtiget weren und von der ein-
nahmb und ausgab bei abgang eines zeitlichen h. pastoris muften informirt
seyn, so bahten, zu befehlen, daB ihnen kiinftighin die rechnung ante synodum
miiste communicirt und von ihnen allerseits revidirt werde. — Es soll die
rechnung kiinftighin allemahl denen biirgermeistern communicirt und von
denenselben mit revidirt werden.* — Beverungen (1725): Biirgermeister und
K#émmerer zeigten an, ,.wa maflen vom ganzen magistrat zum Kirchen-
provisor Hans Henrich Koch . . . ehgirt worden® unter Vorzeigung einer
Bescheinigung des Magistratssekretéizs (Vp. Gv. 3). Die dortigen Richter
miissen die Schuldner der Kirchenkasse zitieren. 1734. (Vp. Gv. 6 fol. 34.) -
Driburg (1732): ,,Der stad Drieburgische Kirchenrechnung tiber
einnahm und auBgab des kirchenbaws, so den 14, Juli 1730 bei dahmaligem
synodo von biirgermeistern Schlueter iibergeben, soll nochmahl auffm
rhathhauB untersuchet und nachgehends nach Paderborn umgeschicket
werden.”* (Vp. Gv. 5 fol. 96V.) 1734 referiert der Stadtsekretiir Biilling, dal
die Revidierung der Kirchenbaurechnung noch nicht vollendet. .Fiat in-
dilate und sollen die {ibrigen bawrechnungen de annis 1730,31,32 et 33 gleioh-
falls reproducirt werden, welches dem camerario kraftig anbefohlen* (Vp. Gv.

a4 1) N - RS
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mifBig nehmen ihre Vertreter teil bei der Abnahme der Rechnung
und die Stiidte haben oft das ganze kirchliche Rechnungswesen in
ihren Hinden.! Hie und da lassen selbst Landgemeinden die Kirchen-
reveniien mit ti[*l] gewohnlichen Gemeindeeinkiinften vereinnahmen

und verrechnen.? Die Aufwendungen fiir die kirchlichen B Jediirfnisse,

8 fol, 83). — In Stukenbrock (1731) fithrten die templarii iiberhaupt keine
Rechnung und sagten: ,.dal die gemeinheit, soweit die pensiones (der
Kirche) nicht hinlinglich, alles stehen, und der Gemeinheit Lla von rech-
nung geben miies ten‘. Es wurde ihnen die Anfertigung einer Kirchen-
rechnung auigegeben. (Vp. Gv. 5 fol. 10.) — Nieheim 1733: Die Kirchen-
r{‘('huunf_ soll vom Pastor und Magistrat revidiert werden (Gp. Gv. 2 fol.
436); auch 1736 (Vp. Gv. 6 fol. ’3;) Wewelsburg (1739). Den V mdchvm
wurde befohlen, die Uhr reparieren zu lassen und E"hl nso die l\n( hshofmauern.

,, Vorstehere sagten hiebey, dall sie wohl willens wehren, solches zu reparie 1(‘11.
d;(- gemeinheit \nil zu nichts zu sagen haben, als wan etwas zu reparieren we hre.*
[Tp Gv. 8 fol. 4.) — Insbesondere verlangen die Filialdorfer, daB ihnen
vor auBergewohnlichen Ausgaben Mitteilung gemacht wird. Wiinnenberg-
Leiberg 1742: ,,Diesem negst erschienen die vorstehere der gemeinheit Leyberg
und uhergabvn supplicam in puncto extraordinariorum, und ist vorliufig
decretirt, dafl nichts extraordinaires in der kirche solle vorgenohmen oder
gebawet werden, es werde denn solches R.mo archidiacono vorher wissig
gemacht; und wan dan selbiger solches fiir guht befunden, soll mit zuziehung
hurgorm! ister und raht, auch der Lt"i,'bE‘lf_{Hl"}l(‘n vorstehere iiberlagt
werden, wie und woher die 1;.0'&[11'[ zu bestreiten; dan allerdings billig, da@
die vorstehere dergemeinheit Leyberg,indehmeselbige den dritten
theil dazu hergeben muBten, auch davon wissen miiten.”* (Vp. Bu.
fol. 235.)— So auch unten die Anm. 8, 93 fiir Neuhaus bezw. Thune und Senns.
Als 1756 sich Neuhaus beschwerte, daBl die Filialgemeinden Thune und Senne
sich weigerten, ihr Fiinftel fiir Reparatur der Kirchhofsmauern zu bezahlen,
entschuldigten sich die Gemeinden damit, daB sie vorher nicht ,avisiert‘
seien. Da ihnen nachgewiesen wurde, das solches doch geschehen, wurden sie
unter Androhung der execution angewiesen, binnen Monatsfrist ihr Fiinftel
von der Rechnung zu bezahlen. (Vp. Gv. 10 fol. 77.)

1 Biiren 1654: Consules circa rationes ecclesiae et hospitalium ommnem
directionem habent (Vp. ep. Pr. fol 6¥). Borgholz (1656). Der Pfarrer
bittet um Entscheidung, ob er auch eine gewisse Mitaufsicht haben diirfe
siber die Einkiinfte des Hospitals und fiir die Armen; ferner: ,,An pastor
debeat interesse, quando templarii reddunt rationem de reditibus
ecclesiae, an non; neque enimsenatus concedit. Magistratus et primores
givitatis renuunt fraternitatem venerabilis sacramenti; petitur ut moneantur
eam suscipere.”* (Vp. r‘p. Cam. fol. "(l" V) — Liigde 1773. Der templarius
Steinmeyer erklirte, dal sein Amt 8 Jahre lang gefiihrt habe. Er bittet,
daB ihm 10 Tir, fiir einen neuen Mantel aus der Kirchenkasse bewilligt werden,
sonst werde er seinen Dienst quittieremn. ,,Weiln der h. pastor sowohl als
anwesender magistratus mit dessen fleilliger dienstverrichtung
sehr wohl zufrieden®, wird das Ansuchen bewilligt und der Templierer
srmahnt, die Riickstinde fiir die Kirche fleiflig beizutreiben.

? 8. d. folg. Anm. — QOesdorf (1765): .Soviel ratione der kirch- und
pastoral-capitalien halber und delifalld constituierte special-hypothequen
hetrifft, ist simtlichen in der kirch anwesend gewesenen pfahrgenossen,
bevorab denen vorstehern bei 10 gg straf inhibirt, derley hypothequen
ohne vorwissen des h. pastoris zu verdullern oder z u veralienieren,
unter was praetext ein soleches auch immer geschehen mochte; woh im w idrigen
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insbesondere fiir die kirchlichen Bauten der Pfarrei werden von den
zum Pfarrverbande gehtrenden einzelnen Gemeinden in einem be-
stimmten Verhiltnisse aufgebracht. Ob bei der Festsetzung der
Quote, welche von den Gemeinden bezahlt werden mulite, urspriing-
lich die Zahl der Hiuser in der Gemeinde oder das Grundvermogen
zugrunde gelegt wurde. ist nicht ersichtlich. Meist wird der Anteil
durch Vereinbarung der Gemeinden festgestellt sein; biswellen er-
folgte die Normierung durch die Behorde. Im grofien und ganzen
haben sich dann die Gemeinden an den einmal festgesetzten Teil

gehalten; doch begegnen auch Streitigkeiten zwischen ihnen.’

gie, vorstehere, dafiir angesehen und fiir allen schaden haiten sollten.” (Vp.
Gv. 11 fol. 92.) Auch die Stadt Beverungen hat die Kirchenobligationen
in Glewahrsam (1783): .,Biirgermeister Weyrither zeigte demniichst an,
daB zwar iiber die zur kirehe und fiir die armen gewidmeten capitalien die
obligationes aufm rathause aufbewahrt wiirden, jedannoch aus mangel eines
hypothequenbuches keine hinreichende sicherheit vorhanden zu sein.” (Vp.
Gv. 14.)

1 Wegen der Wichtigkeit dieser Fragen fur das Verhiltnis der Kom-
munen zur Pfarrei und zueinander seien einige Beispiele genauer angefiihrt.
,,Nach demalen die dorfschaften Natingen und Dranckhausen zu Borcholtz
kundtlich eingepfarrt, folglich auch zur erhaltung der kirchen und kirchen-
bedienten das ihrige beyzutragen gehalten sind: So soll denenselben jetzo
iibergebenes memoriale zu ihrer ersehung communicirt und nahmens des
herrn thumbkammere und archidiaconi von Asseburg anbefohlen werden,
mit der Stadt Borecholtz deswegen ein bestendiges einzurichten
und ihr contingent abzutragen, sonsten zu gewertigen, dall dahin per
competentia angehalten werde** (1703. Gp. Cam. 1. fol. 562.)— Brakel contra
Riesel und Hembsen (1704): Von seiten der Stadt Brakel ist aberlige unter-
thanige bitt cum adiunctis A. et B. {ibergeben. Communicetur beiden gemein-
heiten Hembsen und Riesel*mit dem befelch, dall innert 14 Tagen mit der
stadt Brakel sich abfinden, oder wan etwas erhebliches einzuwenden hetten,
solches innert solcher frist vorzupringen oder zu gewertigen, dali in contu-
maciam et ex officio verordnet werde, (Gp. Cam. 1 fol. 576V.) Der
Streit zog sich lange hin zwischen den Gemeinden und wurde 1716 von dex
Stadt Brakel wieder anhiingig gemacht wegen des Neubaues der ersten Kapla-
nei in Brakel. Die Stadt brachte ein 1659 mit den Gemeinden getrofienes
Abkommen bei, worin sich die Dorfschaften verpflichtet hatten, zu den
gewohnlichen Kirchenkosten 10 Rtlr. beizutragen und bei ,,etwa vorfallenden
extraordinairen Fiillen, wenn ahn kirchen, thurm, wedeme und capellaneyen
schadt geschehe pro rata beizutragen®'. Die Gemeinden werden zur Leistung
angehalten, (St.-A. Miinster A. N. Z. Rgb. Minden, Acc. 23/1901 Nr. 215.
Domkapitel Nr. 206 Lit. B. fol. 85; daselbst Ausgaben der Stadi Brakel fiy
die Wohnungen der Kirchendiener 1730—1732, fol. 82 sqq.)— Istrup (1707).
Der Kuster klagt gegen die (Gemeinden Herste, Schmechten und Istrup um
Reparatur seines Hauses. ,,Es soll denen beklagten gemeinheiten unter 25 goltg.
straf fiirhaupts befohlen werden, in visitatione synodali bawfidllig befundenes
ciisterhaus ohnverweilt zu repariren und zu dem ende nach proportion der
schatzungihren m-in_lltligm] beytrag zu verftigen. Gp. Cam, 1 fol. 726;
743V (3. Mérz 1708): Istrup hat den Ofen setzen und die Fenster reparieren
lassen; der Richter Dietrich Kroger bittet, die Dorfschaften Herste und
Schmechten, die noech contumaces geblieben, via executiva zur Zahlung
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Fir den Bezirk um Paderborn liegen iiber die Teilnahme der
Dorfschaften ** an den Kosten fiir die Bauten der Pfarrei einige
Zeugnisse der Gemeindebeamten aus dem Jahre 1737/38 vor. Die
Gemeinden Thune und Senne stritten mit dem Pfarrort Neuhaus,

anzuhalten., Die Dérfer sollen binnen 8 Tagen zahlen. 1753 war eine Glocke
neu zu giellen, der Kirchhof mit einer Einfriedigung zu versehen und die
Kiisterei zu bessern. ,,Es erschienen coram protocollo die richtere von Schmiig-
ten und Istrup, wie auch die vorstehere aus diesen beiden gemeinheiten nebst
denen aus Herste, erklihrten sich ad protocollum, dafl sie im nichsten friihling
die klocken wolten refundiren lassen; anlangend den zuschlag um den kirchhof
obligirten sich die richtere und vorstehere von Schmiigten wie auch die. . von
Herste, dall siedenihnen obliegenden theil des zuschlags wolten baldigst
in gehérigen stand setzen,* (Vp. Cam. 16.) 175656 wird die Reparatur der
Kiisterei und der Kirchhofsmauern wieder behandelt. Auch hier versprechen
die Gemeinden ,ihren Teil** fertigzustellen. (Ibid.) — Neuhaus (1740):
..Nachdemahl nun dieses, umb fiirohin zwischen den Newhiuser, Thuener
und Senner ratione des eontingents, was diese behuef der kirchen, pastorat
und elisterey zu contribuiren haben, aller streith und ohnnotige kosten zu
vermeiden grundlich untersuchet, und das prothocollum ocamerale vom
4. Juli 1716 hierzu zum ziel und maflligabe gelegt: als ist denen Senners
und Thuners aufgegeben, zu vorgenannten aullgaben allemahl
den 5ten theil zu contribuiren, dergestalten gleichwohlen, daf alle und
jede jahr die rechnung postridie Michaelis in curia pastorali in ihrer allerseits
gegenwahrt solle zugelegt und abgetahn, auch jedesmahlen in denen wvisi-
tationibus synodalibus priisentirt werden, worunter auch die synodalkasten
mithegriffen seyn sollen.”* (Vp. Gv. 8 fol. 47V.) — Poémbsen (1738): Vor-
stehere zu Pombsen iibergaben gemeine rechnung, was ahn dieser kirche ex
commissione vicariatus ausgegeben und durch den Pombsischen richter einer
jeden dorfschaft zugerechnet worden. ¥Es wird den hierzu gehorigen Dorf-
schaften, ihre quotus zu bezahlen, wohl nachtriicklich anbefohlen; fiirohin
aber, umb der vorgefallenen confusiones zu verhiiten, verordtnet, daf allemahl,
wenn diese und dergleichen rechnungen gefiihrt werden, der h. pastor allemahl
8 Tage vorher zu publiciren, und stehet dem richter frey, dabey zu seyen. —
(1782): ,,Die Dorfschaften Pombsen, Merlsheim, Reelsen. Erwitzen und
Schoénenberg contra die gemeinheit zu Alhausen, kligere, iibergeben unter-
théanige rechtliche vorstellung und bitte cum adiunctis (A. et B.) bittende
inhalts.** ,.Communicetur der gemeinheit Alhausen mit dem befehl in gemaB-
heit der am 15. September 1738 von hieraus in visitatione synodali verlesene
verordnung ihre ratam zum behuef der neuen glocke nach dem schat-
zungsertrag sofort herzusehiesen, oder erhebliche ursachen, warum
sie sich darzu anjetzo nicht schuldig achte, binnen 8 tiigen, so gewifl vorzu-
stellen, als widrigenfalls sie durch gehdrige zswangsmitteln hierzu angehalten
werden solle.* — 1793 entstand ein Streit unter den Gemeinden, bei dem
Reelsen und Alhausen gegen die andern zusammengingen. ,,Die gemeinheiten
des kirchspiels Pombsen kommen darin iiberein, dafl (sie) die zur herbei-
hohlung der dachsteine fiir den thurm und die kirche notigen fuhren leisten
miissen; sie sind aber darin nicht einig, ob die fuhren nach der Zahl der
hduser oder nach demschatzungsfulle bestritten werden miissen,*
Darauf entschied das Generalvikariat 18. October 1793, ,.daB dem Herkom-
men gem#al der Sehatzungsfull beobachtet werden sollte.” Die
beiden Gemeinden appellierten an das weltliche Hofgericht, um dadurch
einen Kompetenzstreit zwischen den weltlichen und eeistlichen Gerichten
herbeizufithren und Zeit zu gewinnen. Der Bischof entschied am 28. October
1797, dal die Sache vor das ,,geistliche Obergericht‘‘ gehore (Arch. Gen.-Vik,
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ob sie zur Unterhaltung der dortigen Schule verpflichtet seien, und
richteten eine Anfrage dariiber an die benachbarten Gemeinden.
Die darauf eingegangenen Bescheinigungen stimmen darin iiberein,
daB die zu einer Pfarrei gehorigen Gemeinden sémtlich ihre Anteile
an den Bauten der Pfarrei zu bestreiten haben.!

Bei dem dargestellten Verhiltnis der biirgerlichen Gemeinde
sur Pfarrei kann es auch nicht auffallend sein, dafl bald die Pfarr-
angehorigen, bald die Gemeinden als Baupflichtige bezeichnet

Paderborn). Sandebeck (1728): Die Kirchenprovisoren fithrten die von
den CGemeinden zu leistenden Zuschiisse in ihren Rechnungen auf und be-
schwerten sich, dal sie oft Vorsohiisse leisten miiBten, da die Gemeinden
langsam zahlten. (Vp. Gv. 4, fol. 141.) Sie hatten bei der Rechnungslegung,
da die Zahl der zur Pfarrei gehoérigen Dorfer grofl war, gegen 20 Personen
einzuladen und beklagten sich wieder, daB sie mit den fiir die Bewirtung dieser
., Interessenten‘‘ ausgesetzten 3 Tir. 12 Gr. nicht auskommen kénnten. (Vp.
Gv. 5 fol. 149 (1733.) Es wurde ibnen 1743 Schadloshaltung zugesichert,
zugleich wurden die Beitriige der einzelnen Kommunen festgesetzt: ,,nemblich
wan eine zulage ad 20 Rtlr. erfordert wiirde, so thite die gemeinheit:

Sandebeck 6 Ritlr. 9 Gr.

Oynsen (Oeynhausen) 6 —

"y
Kempen 9 Gr.
I

Himmighausen R I L
Erpentrup und Langeland 2 ,, 18,
Grevenhagen 9 ... 18 ,, hierzu kontribu-

jeren.'* Ahnlich war die Regelung schon 1728 vorgenommen. (Vp. Gv. 38 fol.
905.) — Die Einkiinfte des Kirchenvermogens wurden in der Rechnung mit
den Leistungen der Dérfer einfach zusammengeworfen, was geriigt wurde.
Bei der Visitation 1754 ist berichtet: ,,Wurden anwesende (vigte und vor-
steher) befragt, ob vorhin anbefohlener maflen die kirchen-intraden von den
dorfseinkiinften separirt: referirten dieselben, solches allerdings geschehen
zu sein: maBen die dorffseinkiinfte vom dorffsrichter, die kirchenintraden
vom templario verrechnet werden.“ (Vp. Gv. 9 fol. 26 v.)

1 Fiir die Gemeinde Neuenbeken bescheinigt der Hofrichter H. Span-
cken am 16. Mirz 1737, ,,daB die zu hiesigem kespell Neuenbeken zugehorige
Dorfschaiten Marienloh und Benhsen zu erbauung und reparierung hieliger
kirchen und pfarrhauBes zwarn, aber nicht zur reparierung oder erbawung
der hiefligen schule gehalten seien.” — Hausgenossenknecht Bernhardus
Heisig und Landknecht Johan Jorgen Rodehudt attestieren am 29. November
fiir die Pfarrei Delbriick, ,,dall Westenholz und das kespel Hiuwelhoff und
die umbliegenden (Dorfschaften), wan wir ahn kirchen, pastrot, und schulen
boven oder beseren, darzu ihre quota geben musen‘‘, — Nachdem schon am
12. Miirz 1737 der Amtsvoigt Mayer zu Paderborn fiir Boke erklirt hat:
,,was pastorathauB, kirge und kiisterey betriit, ein solches mull das ganze
kirspel tragen, gleich solches im ganzen ambte observirt wird (in Frage kamen:
Boke, Ringbauerschaft, Mantinghausen), bescheinigt das der Biirgermeister
Brocke noch besonders fiir Ringbauerschaft am 1. Dezember 1738. — Der
Holzgraf J, Roren sagt am 8. Dezember 1738 aus: ,,Wan es die noet erfordert,
daB an der kirchen, pastorat, kiistereye und schulen zu Elsen ist etwal néhtig
zn bauen und beBeren, so ist nicht allein das Dorf Elsen, sondern Gesseln,
Sand und die an dem Lippstrome zerstreuten Meyerhoffe, ja die ganze ge-
meinheit sehuldig hieran zu bessern.‘
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werden. Die Pfarrkinder zahlten ja, von den wenigen ebenfalls
beitragspflichtigen Nichtkatholiken abgesehen, die notwendigen
Betrége, freilich nicht als Glieder der Pfarrei, sondern als Biirger
ihrer Gemeinde, welche ihrerseite Tridger der Baulast war. Darum
wird selbst in behoérdlichen Dokumenten bald die Verpflichtung der
biirgerlichen (Gemeinde ausgesprochen, bald die Zugehorigkeit zur
Pfarrei als Grund der Beitragspflicht betont. So suchte der Pader-
borner Generalvikar den Bischof Dietrich Adolf (1650—1661) zu
bestimmen, er moge auf die Archidiakone einwirken, dall diese die
Sendbriichten fiir die kirchlichen Bauzwecke zur Verfiigung stellen,
dadie,,Gemeinden* keine Mittel fiirdie Bauten aufbringen
konnten.! Bischof Ferdinand II. (1661 —1683) verpflichtet einfach
die biirgerlichen Gemeinden und deren weltliche Beamtenschaft
fiir die kirchlichen Bauten.? DaB es sich hier wirklich um den Be-
griff der ,,politischen* Gemeinde in dem jetzt gebriuchlichen Sinne
handelt, geht auch aus der Kirchenordnung des nichstfolgenden
Bischofs, Hermann Werners, vom 6. September 1686 hervor. Hier
handelt Kap. XI, § 9 n. 9 von der Baupflicht an den Schulen. Die
Schulhéuser wurden aber damals durchaus als kirchliche Gebdude
betrachtet, fiir welche die gleichen Regeln beziiglich der Unterhaltung
in Anwendung kamen. Der Bischof sagt: , Nebst der katechetisch-
oder christlichen Lehr, ist, wie Wir oben gnéddigst bedeutet, auch
die Schul-Lehre zu dem gemeinen und eines jeden eigenen Heil und
Wohlwesen hochnotig, und wollen Wir derowegen allen Unseren
Gemeinheiten, deren Biirgermeistern, Rath, Richtern
und Vorstehern, gnidigst und ernstlich befohlen haben, die bey
dem leidigen Kriegswesen und bis dahero zerfallene und verderbte
Schul-Héuser bald mdglichst wieder zu bauen und repariren oder
wo dergleichen nicht betindlich von neuem errichten zu lassen, und
zu Unterhaltung der Schulmeister und Schulmeisterinnen notige
Mittel beizutragen. Die weltlichen Beamten der politischen Ge-
meinden sind also fiir die (kirchlichen) Schulbauten verantwortlich [®

1 |, Quia etiam diversae ecclesiae ita ruinosae inventae, ut sine periculo
in iis celebrari vix possif, eademque difficultas in domibus pastoralibus sit,
neque communitates ad earundem reparationem media habeant,
deliberandum, unde buic necessitati subveniri possit; annon domini archi-
diaconi mulctas synodales in hunc finem ad tempus conferre velint. (St.-A.
Miinster, Capselarchiv. Caps. 177, b.)

2 8. o. S. 87 Anm, 2.
¥ Landesverordn. I, 285 {.
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Auch die Verordnung wegen Errichtung einer Brandversicherungs-
gesellschaft vom Jahre 1769 setzt ohne weiteres voraus, daBl die

Gemeinheiten die kirchlichen Gebiude unterhalten und darum

auch die Kosten fiir die Feuerversicherung bestreiten miissen.!
Anderseits wird z. B. im Jahre 1722 bei einem Streite, den die
Pfarreingesessenen der Dompfarrei in Paderborn um die Wieder-
erbauung des Pfarrhauses fiihren, besonders das im Furstentum
geltende Gewohnheitsrecht, dafl die Pfarreingesessenen die
kirchliche Baupflicht hitten, geltend gemacht. Das geschah deshalb,
weil die Parochianen der Dompfarre sich auf Tridentin. Sess. 21
cap. 7 de reform. berufen hatten, das die Pfarrkinder nicht schlecht-
hin verpflichte, sondern die Lasten andern aufbiirde.? — Indessen
tritt auch in diesem Falle deutlich genug die Baupflicht der biirger-
lichen Gemeinde hervor; der Dompropst richtet seine Erlasse als
Archidiakon an den Biirgermeister und Kémmerer der Stadt Pader-
born. Diese belastet nun allerdings nicht die gesamte Biirgerschaft,
sondern nur die der Dompfarrei zugeschriebenen ., Bauerschaften®
inshbesondere aber heben die damals von den Vertretern
der Archidiakone iber das im Fiirstbistum geltende Gewohn-
heitsrecht ausgestellten Bescheinigungen die Pflichten der , Ge-

meinden’’ bestimmt heraus.?

1 Fdikt vom 31. Mirz 1769 § 3 (Landesverordn. IT1, 340): ,,Ubrigens
wird denen Beamten und Gerichtshaltern hiemit die Spezial-Commission
aufgetragen, vermuoge dessen sie die Hiuser und Gebaude, deren Pastoren,
Sacellanen, Kiisteren und Schulmeistern, wenn die Gemeinheit, welche
diese Gebiude unterhalten muB, solehe dieser Gesellschaft ein-
verleiben will usw.*; ebenso § 16: ., Desgleichen sind die Gemeinheiten,
welchen die Unterhaltung der Pfarr-, Kapellen-, Schulmeister-
und Kiisterhiuser obliegt, schuldig, das darauf repartierte Quan-
tum aus den Gemeinheits-Rechnungen an den Schatzcollectorn
abzufiithren.* (Landesverordn. III, 350.)

Dal} hier ,,Gemeinde’™ als politische Gemeinde aufzufassen sel, war
auch die Meinung der Regierung zu Minden. Sie schrieb am 19. August 1841
an den Dominenrat Mantell in Paderborn: ,,Euer Wohlgeboren wird auf den
Bericht vom 6. d. Mts. erdffnet: Die §§ 4 und 16 des Paderbornschen Edikts
vom 21, Mai 1769 wegen Errichtung einer Brandversicherungsgesellschaft
{Samml. I1I, 340. 350) stellen es als eine ausgemachte Sache hin, dal die Unter-
haltung der Pfarr-, Kapellen-, Schulmeister- und Kiisterhiiuser den Gemein
heiten obliegt.* Es handelte sich damals um einen Prozell der Stadt Stein-
heim gegen den Fiskus. (Aect. gen. Kultuskosten, Minden.)

2 Die ganzen Akten im Archiv des Domkapitels Paderborn.

3 Der Kommissar des dompropsteilichen Archidiakonats bescheinigte :
»quod omnes communitates per archidiaconatum praepositurae maioris
pastorales curias, custodum et ludimagistrorum aedes in sartis tectis con-
servare, destructa restaurare et in eventum collapsa reaedificare teneantur
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Wie nun die einzelnen Kommunen ihre Betrige auf-
brachten, war ihre Sache.! Die Stidte nahmen die Summen viel-
fach aus der Kimmereikasse oder erhoben sie wie die Landgemeinden
zumeist nach Art der landesherrlichen Abgaben durch Schatzung
(collecta).? Damit sind diese Leistungen fiir die kirchlichen Bauten

(18. Juni 1822). — ,,Eundem morem in viridi observancia esse per archi-
diaconatum mailoris cantoris attestor.** — , Per archidiaconatum Sere-
nissimi Steinheimensem uti aec decanalem Paderbornensem, necnon
praeposituralem Bussdorfiensemm ommnes et singulas communitates ad
idem opus teneri hisce testor.” — In weiteren Ausfithrungen bescheinigt der
Vertreter des Domkémmerers fiir seinen Bezirk: quod parochiani omnes sive
civitatum sive pagorum diese Baulast hitten, und daB ,,id facere renu-
entes debitis iuris remediis, ut actus recentissimi non pauci docent, haetenus
compulsi sint et in futurum compellendi** (Ihid.).

! Es verhielt sich hier geradeso wie bei den Staatssteuern. Auch hier
wurde die einzelne Gemeinde mit einer runden Summe fiir die ,,Landschatzung**
herangezogen, und es blieb ihr iiberlassen, wie sie diese Summe aufbrachte.
Gewodhnlich war die Grundsteuer; etwaige iiber den festgesetzten Beitrag an
Staatssteuern erhobene Betréige flossen in die Gemeindekasse. 8. Alfons
Brand, Die direkten Staatssteuern im Fiirstbistum Paderborn. Diss. Miinster
1912, S. 63.

2 8. die Anm. 1 8, 92 ff. unter Istrupund Pémbsen. 1777 wurden die
Kosten fiir den Kirechen- und Turmbau in Neuenbeken ausgeschrieben., Auf
die Gemeinde Marienloh entfielen 180 Tlr. Der Rektor benefiecii ss. Trini-
tatis daselbst protestiert gegen die Verteilung der Lasten, die nach der
Zahl der Hausstitten ungerechterweise vorgenommen werde., Vielmehr
miisse jeder ,secundum facultates cuiuslibet* herangezogen werden nach
dem SchatzungsfulBle. So sei auch am 10. Mirz 1773 in einer Prozellsache
Thune gegen Neusenne auf Vorstellung Thunemeyer, Obermeyer und Cons.
entschieden worden. (St.-A. Miinster, A. N. Z. Regb. Minden Acc. 23,
1901. Nr. 454.) Die ProzeBakten Thune gegen Senne 1772—1781 sind er-
halten im Archive des Generalvikariats in Paderborn: ,,Neuhaus*®., Die Senner
erhoben angeblich ihre Beitriige fiir die kirchlichen Abgaben nach der Zahl
der H&user, die Thuner nach dem Schatzungsfulle. Die Schwierigkeit fiir
einen gerechten Modus lag hauptsichlich darin, wie weit die ,,Heuerlinge‘
mit zu den Beitrigen herangezogen werden sollten. Es wurde in dem Prozesse
betont, dafl diese zwar die Stolgebiihren entrichten miiten, von den andern
Parochiallasten jedoch eigentlich frei sein sollten, — Im iibrigen fiel die Ent-
scheidung dahin, dall von den Gemeinden die nachge wiesene Gewohnheit bei
den Ausschreibungen beibehalten werden kénnte, sonst solle der Schatzungs-
fubl gelten. Neben diesem und der Verteilung auf die Feuerstitten konnte
also auch ein anderer Modus ublich sein. Im Jahre 1818 mullten die Kosten
fliir den Bau des Kiisterhauses in Elsen von den Gemeinden Elsen, Richter-
amt, Schulzenamt und Sande aufgebracht werden, und® zwar sollte hierfiie
die bisherige Observanz maligebend sein. Diese mubBte durch Zeugnisse
der Gemeindebeamten und durch Vernehmungen alter Leute festgestellt
werden, da wihrend der fiiratbischéflichen Zeit die Beitrige ohne ,,besondere
Hebelisten brevi manu erhoben sind®., Die Observanz bestand darin, dal
die Totalsumme der Baukosten aufgebracht wurde:

.18 Vollmeyer, — jeder zahlt 1 Ganzes,
30 Halbmeyer — i .5 2y
20 Viertelmeyer — L3 = 2h
45 Achtelmeyer — it S/

=]

Linneborn, Die Kirchliche Baulast.
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12 Sechstelmeyer jeder zahlt 14
8 14, Meyer s s e
28 Anbauer i o 1fs
33 Heuerlinge ) T

Dieser Beitragsmodus der drei politischen Bezirke der Pfarrei Elsen reicht
weit in die fiirstbischofliche Zeit zurtick und ist dlter als der jetzt dort obser-
vanzmiiBig geltend gewordene Modus, da} die politische Gemeinde Elsen °

die politische Gemeinde Sande 3. zu den Kosten der kirchlichen Baulast (h T
Pfarrei Elsen fiir die Kirche, das Pfarrhaus, die Kaplanei und den Friedhof
beitrigt. Die ,.alte \l-‘itumlf‘lntmg welche Jos, Freisen, Die kirchliche
Baupflicht in den Pfarreien des ir itheren Fiirstbistums Paderborn. Dargestellt
an der Hand eines gerichtlichen Rechtsgutachtens (im Prozesse bandn gegen
Elsen), Deutsche Ztschr. f. Kirchenrecht. 25 (1916), 8. 181, erwahnt als
mafgebend fiir die ,, Frithmefgelder in der Kirchengemeinde Elsen-Sande®
scheint die hier ﬂ,]]rrnfnhi‘tﬁ Ol'dl’!unﬂ' zu sein. Sie war aber nicht nur fiir die
,,FrithmeBgelder'‘, sondern auch fir die B aupflicht maflgebend. Da
fiir eine Reparatur am Kirchturm zu Elsen die Betriige der Gemeinde Elsen
und Sande 1843 zu 8/, — von Freisen a. a. 0. 8. 183 ist jedoch (wohl infolge
eines Druckfehlers) der Beitrag von Elsen mit 3/; und der von Sande mit */; an-
gegeben —und 3/, verteilt werden, so ist dieser MafBstab offenbar zwischen 1814
und 1843 aufgpekommen. Freisen meint (8. 188): ,,Niemand von der gegen-
“arhn('u teneration weill, wie und wann dieser Verteilungsmodus festgesetzt
ist.** — Dafl iibrigens eine Durchforschung der Archivalien des Paderborner
Generalvikariats zur Feststellung der Art und Weise, wie die politischen
Gemeinden ihre Beitrége fiir die Baulast aufbrachten, nicht unniitz ist, diirften
die von mir aus dem Archive des Generalvikariats beigebrachten Belege
beweisen. Das Archiv war in fiirstbischéflicher Zeit und auch unter dem Ge-
neralvikar Dammers, der, wie bemerkt werden mulf, fiir die Verwaltung der
Diézese Paderborn in der schwierigsten Zeit seit ihrer Griindung unvergeflliche
Verdienste sich erworben hat, sehr wohl geordnet. Was Freisen (8. 182 1.)
in Wiederholung fritherer Ausfiihrungen dazu sagt, ist nicht richtig. Das
Archiv enthalt auch alte Kirehenrechnungen in betriachtlicher Zahl.
Daf darch sie aber besonders die Paderborner Ubung hewiesen werde kénnte,
wie Freisen (8. 182)meint, ist nicht zutreffend ; da némlich nicht die Kircehen-
gemeinden die Baulast bestritten, sondern die politischen Gemeinden,
go stehen die Posten fiir die Baulast in den Rechnungen dieser Gemeinden.
{(Vgl. Anhang I11.) Die in den Kirchenrechnungen verzeichneten Einnahmen
der Kirchenfabrik reichten eben zur Deckung der gewohnlichen Kultuskosten;
nur negativ, insofern die Kirchenrechnungen keine Ausgaben fiir kirchliche
Bauten anfithren, sind sie von Bedeutung in unserer Frage. — Der Verfasser
des ,,Gutachtens® iiber den nach den Beschliissen eines Koniglichen Hohen
Staatsraths redigirten Entwurf einer léindlichen Gemeinde-Ordnung fiir die
Provinzen Westphalen und Rheinland (Berlin [1833]), der sonst zu den besten
Kennern der Gemeindeverhaltnisse im alten Filirstbistum Paderborn zu zihlen
ist, hat den Erhebungsmodus der Kesten fiir die Kirchenbaulast durch die
Gemeinden nicht ganz genau dargestellt. Er hemerkt S. 174 zunichst ganz
richtig: ,,Zu Kirchen-, Pfarr- und Kiisterei-Bauten mubBten die eingepfarrten
Dorfer meist Gemeindeweise beitragen, dafl z. B. jedes Dorf die Hiilfte oder
das eine Dorf 4, das andere 2/, iibernelimen muBte.* Wenn er dann aber fort-
fahrt: ., In fil‘n Dérfern wurde der aufzubringende Beitrag meist Familien-
weis oder nach den Klassen der Meyer und Kotter ete. aufgebracht, aber
nicht nach dem Sehatzungsfulle, weil der Anteil an der Kirche allen
gleichmiflig sei, auch der Beifrag zu deren Erhaltung nicht eben nach der
Grofle des Vermdgens abgemessen werden diirfe* — so ist das eine den
Tatsachen widersprechende Behauptung. Im Gegenteil ist, wie wir ge-

sehen haben (1 strup, Pémbsen, Sandebeck. :\'t."ll;]ll:!]h':!, die Erhebunge
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als Reallasten charakterisiert.! Die adligen Giiter scheinen allerdings
von den Beitrigen, wie iiberhaupt von den Landschatzungen, befreit
geblieben zu sein.? Jedenfalls aber liegt in der Tatsache, dali von
den Zivilgemeinden die Kirchenlasten bestritten wurden, und zwar,
falls neue Mittel hierfiir beschafft werden mubten, nach dem Fule

der Landschatzung, der Grund, warum die Giiter nach Authebung

der Steuerprivilegien zu den Kirchenbaulasten herangezogen wurden.?

nach dem SchatzungsfuBle die Regel, herkétmmlich. Die beiden
andern modi kornmen vor, aber die Erhebung nach der Hiluserzahl (Marienloh)
wird als nicht gerecht bekimpft, und die Anschauung, daB die Parochiallasten
wegen der persénlichen Vorteile des Pfarrkindes von der Kirche nur person-
licher Natur seien, tritt in den Quellen nicht zutage.

1 Brand, Die direkten Staatssteuern a. a. 0. 8. 25. Uber die Qualitét
der Kirchenlasten, ob sie dinglicher oder persénlicher Natur sind, ist namentlich
fiir das Hannoversche Kirchenrecht viel gestritten worden. Eine gute Zusammen-
stellung findet sich in den rechtsgeschichtlichen Anmerkungen zu dem Urteil
des Landgerichts zu Osnabriick, die rechtliche Natur der Naturalabgaben an
Geistliche und Kirchendiener betreffend vom 22. Méarz 1915; auch abgedr.
Arch. f. kath. Kirchenr. 96 (1916), S. 89 ff. Johannes Niedner, Die Ver-
pflichtung der Katholiken zu Abgaben an den evangelischen Kiisterlehrer
in Fechingen. Saarbriicken 1906 (dazu Archiv f. kath. Kirchenr. 96 (1916},
8. 477. Vgl. ferner fiir Schleswig-Holstein: Sehoen, Das evangelische Kirchen-
recht in Preuflen II, 2, 8. 503 Anm. 1, und fiir die Erbringung des Nach-
weises der Dinglichkeit Anm. 3. — Weiter O.-Tr-Erk. vom 5. April 1861
(Entseh. Bd. 45, 8. 282); RG. Erk. vom 17. October 1881 (Gruchot, Bei-
trige 26, 5. 1016).

2 Brand, Die direkten Staatssteuern 8. 50 ff, — Gutachten, 5. 175.
,,Jm Kirchenverbande standen die Giiter, allein zu den Kirchenlasten, Neu-
bauten, Reparaturen brauchten sie nicht beizutragen.™

3 VeranlaBt durch das eben genannte ,,Gutachten zum Entw. der léindl.
Gem.-Ordn.*, suchte die Regierung in Minden dem Vorwurfe zu begegnen,
als verwechsele sie die alte Real- und neue Zivilgemeinde mit der Kirchen-
gemeinde, durch Gegenbemerkungen vom 10. Juni 1835. Sie sind dem In-
halte nach mitgeteilt in der Schrift: ,,Nachtrag zu dem Gutachten {iber den
usw.** 8. 96 £i., besonders 8. 115 ff. (Registr. der Regierung zu Minden Act.
gen. betr. Einfiihrung der Kommunalordn. Vol. I, dee. I. E. Abt. 1, Fach 45
INmos - mitgeteilt in einem Verwaltungsstreite des Rittergutsbesitzers
Konerding gegen die Gemeinde Daseburg. Urt. vom 26. Februar 1903). Die
Regierung fithrt aus: ,,Jm Fiirstentum Paderborn sind schon vor Existenz
des Konigreichs Westfalen nach einem allgemeinen Herkommen, von welechem
Ausnahmen schwerlich nachzuweisen sein diirften, die auBerordentlichen
Beitréige zur Unterhaltung der Kirchen- und Pfarr-Gebdude aus den Kom-
munalkassen der Zivilgemeinde entnommen und eventualiter zu diesen Kassen
von den einzelnen, in der Regel oder doch sehr héufig nach dem Fulle
der Schatzung (Grundsteuer) aufgebracht worden. — Hieriiber kénnen
Verhandlungen, .., welche bisindie Mitte des vorigen Jahrhunderts
zuriickgehen, vorgelegt werden . . . ,Das Verhiltnis bestand
und hatte jedenfalls die rechtliche Kraft des Herkommens und
des Besitzstandes fiir sich.** — Die Regierung sieht darin eine innerd
Berechtigung, auch die Forensen nach Aufhebung der Steuerexemtionen zu
den Kirchenlasten heranzuziehen. Die Gegenbemerkungen des Verfassers
des ,,Gutachtens‘® in seinem ,,Nachtrag® 8. 116 ff. Anm, entbehren der histo-
rischen Begriindung.

T*
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Dafiir, da die Grundbesitzungen der Forensen, sofern
es sich nicht um adligen, steuerfreien Besitz handelt, zu den Kir-
chenbaulasten der Gemeinden beisteuern mubBten, liegt
hereits ein Beispiel aus dem Jahre 1674 vor. Auf Veranlassung des
(Generalvikars Laurentius a Dript war dem Hermann Ludwig von
Spiegel zum Desenberge wegen seiner Besitzungen in Dalheim in
der Pfarrei Calenberg eine Beisteuer auferlegt worden. Der Be-
steuerte wehrt sich zwar gegen die Besteuerung des adligen schatz-
freien Besitzes, will dagegen von seinem Bauerngut sein Kontingent
entrichten.! — Hie und da suchte man durch Verpachtung von
Gemeindebesitz? die Ausschreibung von Steuern zu umgehen, oder
man nahm eine Anleihe auf.? Uberall wurden jedoch die Beitrige
als eine biirgerliche Gemeindelast erhoben, zu welcher die Juden

ausdriicklich mitverpflichtet waren.* Da grundsitzlich anders-

1 Hermann Ludwig Spiegel zum Desenberge wendetsich in dem Schreiben
vom 4, Mirz 1674 von Ubelngonne aus dagegen, ,,dall er von seinen giitern
zu Dalheimb zum kirchenbaw und kirchhofsreparation wie auch des pastors
und kosters besoldung auf dem Calenberg gleich andern bawern ein ge-
wisses beytragen solle**. Der CGieneralvikar sei dariiber falsch berichtet gewesen:
,.alf ob alle meine zur Dalheimb gehtrige lenderey schatzbahr sein solle,
welches ich keineswegs gestendig bin; wird auch niemand mit grund der
wahrheit dergleichen auf meine lenderey zur Dalheimb bringen und sagen
konnen, daff Wolf von Steinheim solche onera jemahll getragen hette; und
hoffe demnach, weilen dafl fundamentum praedicti auf ungleichem bericht
beruht, er mich deswegen vor entschuldigt halten werde. Nachdem ich aber
derbey ein geringes bauren guth habe, welches Jacob Heynen-gut
genannt wird, so bin ieh ehrbietig und willig nach proportion des-
selben guts mein contingent beyzutragen. (Archiv Generalvikariat
Paderborn: ,,Calenberg’ )

2 Essentho 1724: ,,dom.pastor zeigte an, wie daBl von der gemeinheit
ein stiick von der Waldemey behuf erbauung der kirchen auf drey jahre an
andere zu elociren vermacht: weiln nun die 3 jahre verflossen, die geringste
zuhiung aber nicht F-I'E()!get. so bate, die vorstehere dazu mit nachtruck zu
vermogen, — Ist denen vorsteheren zwischen hier und Martini die gelder
beizuschaffen unter straf der exeeution anbefohlen,”* (Vp. Gv. 3.) — Blei-
witsche 1766. Auf Beschwerde des Pfarrers ,,in (Gegenwart des Vorstehers®
werden verschiedene Einwohner, die von der ,,gemeinheitsheide* etwas in
besonderen Gebrauch genommen, zur Entrichtung ihrer Abgabe an die Kirchen-
kasse angehalten. (Vp. Gv. 10 fol. 67.)

4 Asseln 1735. Die neue Kireche war zum Teil fertig: von der alten war
die Bedachung fiir die neus Kirche abgetragen. Es wurde fiir die Fortsetzung
des Baues ein Kostenanschlag gemacht. ,.Wie nun die gemeinheit nachmittags
per pulsum campanae zusammenberufen, umb zu dehberiren, woraus die
néthigen késten vorerst genommen werden sollten, so sind coram protocollo
erschienen der richter . . . und vorsteher usw.** S8ie erklirten, dall man ein
Kapital aufnehmen solle, das die ,,Gemeinheit‘* auf ndher angegebene Art
tilgen wolle. (Vp. Bu.)

* Judenordnung ITI, 14 (Landverordn. II, 85).
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glaubige Christen in den Gemeinden nicht geduldet wurden, ist
zwar gesetzlich nichts bestimmt iiber etwaige Beitrige der ver-
einzelt im Lande sich aufhaltenden Protestanten; aber es kann
einem Zweifel nicht unterliegen, dafl sie wie die Juden die ,,vor-
fallenden Stadts- oder Dorfs-Lasten nach Proportion™ mitgetragen
haben.

Uber die Notwendigkeit eines Neubaues oder einer
Reparatur der kirchlichen Gebéaude entschied der Archidiakon.?
Zumeist war die ganze Sache durch das gelegentlich der Visitation
bei Abhaltung des Sends gegebene Bauresolut beendet. Fiir den
gerichtlichen Austrag der zwischen den baupflichtigen Ge-
meinden bestehenden Meinungsverschiedenheiten war das Archi-

diakonatgericht in” erster Instanz zustindig. Die Appellation oing

1 Diese Titigkeit gehorte zu den hergebrachten Aufgaben der Archi-
diakone. Richtig spricht sich bei der bischoflichen Visitation 1654 der Pfarrer
von Wewer, Benefiziat am Busdorfstifte, Georg Billerbeck, dariiber aus:
,,Da doch der Sendtherren vornembste ampt eines ist, dal sie kirchen, turm,
curias parochiales und ciistereyen wol besichtigen . . ., wie auch vor diesem
geschehen und annoch geschieht; und was verfallen, zerbrochen ist,
die kirspels- und pfarrkinder mit allem iffer und ernst dahin zu
compelliren, dafl sie es verbessern.’* In Wewer hitten allerdings die
Anordnungen des Archidiakons nichts gefruchtet: ,,unangesehen, dafl be1
dem letzten gehaltenen gericht die gemeinheit und vornehmlich die vor-
stehere in poenam 10 Rtlr. declarirt sein; aber weiter nichts darauf erfolget.”
(Vp. ep. Praep. fol. 6477.) Das 1674 exschienene ,,Speculum archidiaconale,’’
nach welchem besonders die Sendvisitationen in der Diézese Paderborn vor-
genommen wurden, zihlt die einzeln zu untersuchenden kirchlichen Ver-
mégensstiicke auf, deren Visitation sich an den Gottesdienst des Morgens

anschlofl. ., Imagines, sacristiam, ecclesiac pavimentum, fenestras, suggestum,
confessionale, coemiterium, ossuarium, et si c¢irca haee quidguam repa-

randum, ordinandum vel renovandum inveniat, idipsum prae omnibus
post absolutum sacrum, quantum cum minori communitatis et ec-
clesiae gravamine fieri potest, ordinet* (l. e. p. 77). — Der Erzbischoi
von K&ln und Bischof von Paderborn Clemens August von Bayern (1719—1761)
erlief 1731 eine Verordnung iiber die Abhaltung der Sendvisitation, welche
durch den Generalvikar Bern. Ignat. Wydenbriick bekannt gegeben wurde.
Die Pfarrer erhielten ein Formular mit 151 Fragen, die sie nach Moglichkeit
zu beantworten hatten. Darunter 5: An muri, parietes, columnae, fornices,
tecta, fenestrae, ianuae et pavimentum sint in decenti statu seu structura ?
6: Cuius sumptibus conserventur seu reparentur? Gleichmifig
lauteten die Fragen fiir das ewige Licht, die Sakristei, die Paramente, die
Glocken und Tiirme, Orgel und Kirchenuhr, das Pfarrhaus. — Wie die Pro-
tokolle der Visitationen zeigen, ist das Formular auch eine Zeitlang nach
dem Erscheinen der Verordnung den Pfarrern ausgehiindigt worden. For-
mulare mit den Antworten der Pfarrer sind jedoch nicht erhalten geblieben. —
Der Archidiakon stellte an der Hand des Visitationsprotokolls fest, ob seine

fritheren Verordnungen ausgefiihrt waren.
L
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an das Offizialatgericht.! Bisweilen wurden die Pline, nach
denen gebaut werden sollte, vom Archidiakon vorgeschrieben,
zumeist scheinen jedoch die Gemeinden selbst die Bauten nach
ihrem Geschmacke und Willen eingerichtet zu haben.?

Zweite Abteilung.

Die Objekte der Kirechenbaupflicht im allgemeinen.

§ 20.
Umiang der Baupilicht im allgemeinen.

Die Baupflicht der biirgerlichen Gemeinde fiir die kirchlichen
Gebiude im Fiirstbistum Paderborn erstreckte sich auf alle Fille,
wo immer bei den Kirchen und Wohnungen der Pfarrer und Kiister
eine Baunotwendigkeit eingetreten war. Die Bauten der Pfarrei
wurden durch alle zur Pfarrei gehérigen Gemeinden bestritten.?

Bei den Pfarrkirchen wird kein Unterschied gemacht, ob
es sich um einen Neubau, einen Erweiterungsbau, um einzelne
Teile der Kirche, um grofiere oder kleinere Reparaturen handelt.?
Wie die Baukosten der Kirchen werden die der Pfarrhéuser von
den eingepfarrten biirgerlichen remeinden bestritten; die gewdhn-
lichen Reparaturen wie erforderliche Neubauten miissen gleich-
m#Big ausgefiihrt werden. Auch die notwendigen Wirtschaftsgebaude

1 Uber die geistlichen Gerichte im alten Fiirstbistum Paderborn s.
Ludwig Kaas, Die geistliche Gerichtsbarkeit der katholischen Kirche in
PreuBen. Kirchenrechtliche Abhandlungen, herausgegeben von Ulrich

Stutz, Heft 84/85, Stuttgart 1915/16 1, 8. 194 ff. — Die erhaltenen Gerichts-
protokolle haben nur wenig Hinweise auf Prozesse iiber die Kirchenbaupflicht.

2 Vel. unten 8. 122 zu Kleinenberg.

¢ Da die Baupflicht hiufiger fiir mehrere Objekte zugleich ausgesprochen
ist' und die Belege fiir die Kirchen und Pfarrhiiuser sehr zahlreich sind, werde
ich sie bei der unten folgenden Zusammenstellung anfithren und nur die recht-
lich bedeutsamen naher mitteilen.

¢ Es handelt sich aber stets nur um eine subsidiarische Verpflichtung
der (Gemeinden. Das tritt fiir die kleineren Reparaturen hervor in den
Bestimmungen der ,,Kirchenordnung** Cap. X § 4 (Landesv. I, 271). Zur Ver-
hiitung der Kirchendiebstéhle ,,wird allen Pastoren, Seelsorgern und Temp-
liren wohlernstlich hiemit anbefohlen, die Thiiren und Schldsser deren Kirchen,
Sacristeyen und Sacrarien aus den Kirchen-Mitteln besser dann bishero
versehen, und wo nothig verdoppeln, die Fenster mit gnugsamen eisernen
in die Mauer verfestigsten Stangen versichern zu lassen®’. Vgl. auch unten
8. 110.




	§. 17. Die konfessionelle Einheit der politischen Gemeinde
	[Seite]
	Seite 76
	Seite 77
	Seite 78
	Seite 79
	Seite 80
	Seite 81
	Seite 82
	Seite 83

	§. 18. Die Pflege kirchlicher Interessen durch die Kommune
	Seite 84
	Seite 85
	Seite 86
	Seite 87
	Seite 88

	§. 19. "Kommune" und "Pfarrei". Aufbringung der Baukosten. Regelung der Bauausführung
	Seite 89
	Seite 90
	Seite 91
	Seite 92
	Seite 93
	Seite 94
	Seite 95
	Seite 96
	Seite 97
	Seite 98
	Seite 99
	Seite 100
	Seite 101
	Seite 102


